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1. Einführung 


Der 1. Januar 1940 iſt der Stichtag für eine neue 
Vermögenſteuerveranlagung. Die Vermögen⸗ 
ſteuerveranlagung wird im Altreich, in den Reichsgauen der 
Oſtmark, im Sudetengau, im Memelland und im Gebiet der 
ehemaligen Freien Stadt Danzig durchgeführt. Sie erſtreckt 
ſich damit auf das geſamte Reich außer dem Protek⸗ 
torat und den eingegliederten Oſtgebieten. 

Die Vermögenſteuerveranlagung umfaßt je nachdem, 
ob es ſich um die Veranlagung eines unbeſchränkt Steuer 
pflichtigen oder um die Veranlagung eines beſchränkt 
Steuerpflichtigen handelt, das Geſamtvermögen oder 
das Inlands vermögen. Beide Vermögensgruppen 
enthalten auch Grundbeſitz: das Geſamtvermögen den 
geſamten Grundbeſitz eines unbeſchränkt Steuerpflich⸗ 
ligen, ſoweit er nicht von der Vermögenſteuer befreit iſt, das 
Fnlandsvermögen den inländiſchen Grundbeſitz eines 
beſchränkt Steuerpflichtigen. 

„Der Grundbeſitz kann zur Vermögenſteuer un⸗ 
mittelbar oder mittelbar herangezogen werden. Die 
unmittelbare Heranziehung des Grundbeſitzes 
geht in der Weiſe vor ſich, daß der Wert der für die ein⸗ 
zelne wirtſchaftliche Einheit des Grundbeſitzes feſtgeſtellt iſt, 
unmittelbar bei der Ermittlung des Werts des Ge⸗ 

amtvermögens oder des Inlands vermögens 
angeſetzt wird (88 73 und 77 RBewG). 


„Die mittelbare Heranziehung des Grundbe⸗ 
Ike zur Vermögenſteuer kommt in Betracht, wenn der 
Grundbeſitz zum Betriebsvermögen gehört. Sie geht 
in der Weiſe vor ſich, daß der Wert, der für den Grund⸗ 
beſitz feſtgeſtellt iſt, zunächſt bei der Feſtſtellung des Ein ⸗ 
heitswerts für einen gewerblichen Betrieb, 
die wirtſchaftliche Einheit des Betriebsvermögens, berückſich⸗ 
tigt wird. Erſt der Wert des gewerblichen Be⸗ 
riebs wird unmittelbar bei der Ermittlung des 
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Werts des Geſamtvermögens oder des Inlands⸗ 
vermögens angeſetzt (88 73 und 77 RBewG). 

Die Behandlung des Grundbeſitzes bei der Einheitsbe⸗ 
wertung des Betriebsvermögens iſt in der Deutſchen Steuer⸗ 
Zeitung 1940 Nr 17 S. 198 u. f. erörtert worden. Die fol⸗ 
genden Ausführungen befaſſen ſich mit der Frage, wie der 
Grundbeſitz bei der unmittelbaren Heranziehung zur Ver⸗ 
mögenſteuer zu behandeln iſt. 


2. Regelmäßiger Wert bei inländiſchem Grundbeſitz: der 
Einheitswert 


Der Wert, der für das Geſamtvermögen oder 
ür das Inlandsvermögen ermittelt wird, iſt kein 
Einheitswert. Er wird nicht im ganzen feſtgeſtellt. 
Die Werte der einzelnen Wirtſchaftsgüter werden nach Ver⸗ 
mögensarten zuſammengefaßt und zuſammengezählt. Wirt ⸗ 
ſchaftsgüter, für die ein Einheitswert feſtzuſtellen if, find 
dabei mit den feſtgeſtellten Einheitswerten anzu- 
ſetzen (Abſatz 3 der 88 73 und 77 RBew). 

Einheitswerte für Grundbeſitz find feſtzu⸗ 
ſtellen, wenn der Grundbeſitz ganz im Inland liegt, und 
wenn er nur zum Teil im Inland, zum Teil im Ausland 
liegt, aber einem unbeſchränkt Vermögenſteuerpflichtigen ge⸗ 
hört (§ 214 Ziffer 1 AO). Liegt Grundbeſitz, der einem be- 
ſchränkt Vermögenſteuerpflichtigen gehört, zum Teil im In 
land, zum Teil im Ausland, ſo wird ein Einheitswert nur 
für den inländiſchen Teil feſtgeſtellt (§ 214 Ziffer Za AO). 
Die Zuſtändigkeit für die Feſtſtellung des Einheits⸗ 
werts des Grundbeſitzes liegt grundſätzlich nicht bei dem 
Finanzamt, das die Veranlagung des Grundbeſitzeigen⸗ 
tümers zur Vermögenſteuer durchzuführen hat. Die Ein⸗ 
heitswerte werden in einem beſonderen Einheits 
wertverfahren durch das Belegenheits ; 
finanzamt feſtgeſtellt. Belegenheitsfinanzamt iſt das 
Finanzamt, in deſſen Bezirk der Grundbeſitz liegt (8 72 
Ziffer 1 AO). Die Tätigkeit des Finanzamts, 
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das für die Veranlagung zur Vermögenſteuer zuſtän⸗ 
dig iſt, beſchränkt ſich darauf, den feſtgeſtellten Einheitswert 
des Grundbeſitzes zu übernehmen. Es iſt an die Feſtſtellun⸗ 
gen gebunden, die in dem Einheitswertverfahren 
über Wert, Art und Zurechnung des Grundbeſetzes getroffen 
worden ſind. Auch der Grundbeſitzeigentümer 
kann im Verfahren zur Veranlagung der Vermögenſteuer 
keine Einwendungen mehr gegen die im Einheitswert⸗ 
beſcheid enthaltenen Feſtſtellungen machen. 


Beiſpiele: 

A. Ein Grundſtück iſt bei der Einheitsbewertung auf den 1. Ja⸗ 
nuar 1985 zu Unrecht dem Ehemann zugerechnet worden. Es 
gehört in Wirklichkeit der Ehefrau. Der Ehemann hat kein 
Rechtsmittel eingelegt. Er hat es für bedeutungslos gehalten, 
wer für Steuerzwecke als Eigentümer des Grundſtücks bezeich⸗ 
net wird. Die Ehe wird im Jahr 1939 geſchieden. 

Das Grundſtück muß bei der Vermögenſteuerveranlagung 
auf den 1. Januar 1940 bei dem Ehemann angeſetzt werden, 
wenn der Einheitswertbeſcheid nicht entſprechend geändert wird. 


B. A hat im Jahr 1936 ein Mietwohngrundſtück erworben. Der 
Einheitswert des Grundſtücks auf den 1. Januar 1935 beträgt 
40 000 RM. Er iſt durch Vervielfachung einer Jahresrohmiete 
von 8 000 RM mit dem Vervielfältiger 5 feſtgeſtellt worden. 
Das Grundſtück iſt im Weg der Zurechnungsfortſchreibung 
mit Wirkung vom 1. Januar 1940 auf A umgeſchrieben wor⸗ 
den. Es wird deshalb bei der Veranlagung des A zur Ver⸗ 
mögenſteuer mit 40 000 RM angeſetzt. 


A greift die Vermögenſteuerveranlagung an. Er wendet 
ein, daß die Jahresrohmiete des Grundſtücks nur 7 000 RM 
betragen habe. Es ergebe ſich daraus ein Einheitswert von 
35000 RM. Dieſe Einwendungen des A gegen die Ver⸗ 
mögenſteuerberanlagung können nicht berückſichtigt werden, ſo⸗ 
lange der Einheitswert von 40 000 RM beſtehen bleibt. 


Wegen weiterer Ausführungen über die Einheitswert⸗ 
feſtſtellung Hinweis auf die Ausführungen in der Deutſchen 
Steuer⸗Zeitung 1940 Nr 17 S. 199/200, 


Es ſind bei der Vermögenſteuerveranlagung auf den 
1. Januar 1940 für den Grundbeſitz im Altreich 
die Einheitswerte zu übernehmen, die auf den 
1. Januar 1935 feſtgeſtellt oder auf einen ſpäteren 
Feſtſtellungszeitpunkt bis einſchließlich 1. Januar 1940 fort- 
geſchrieben worden ſind. Die Einheitswerte, die für den 
Grundbeſitz in den Reichsgauen der Oſtmark, im 
Sudetengau, im Memelland und im Gebiet der 
ehemaligen Freien Stadt Danzig bei der Vermögen⸗ 
ſteuerveranlagung auf den 1. Januar 1940 anzuſetzen ſind, 
werden auf den 1. Januar 1940 allgemein erſt feſt⸗ 
geſtellt. 


3. Wertanſatz bei Vorhandenſein von zwei Einheitswerten 


Das Weſen der Einheitsbewertung beſteht 
darin, einen Wert zu ſchaffen, der für mehrere 
Steuern gilt. Es iſt deshalb eine auffallende Be⸗ 
ſonderheit, wenn für dieſelbe wirtſchaftliche 
Einheit mebrere Einheitswerte feitgeitellt 
werden. Fälle dieſer Art find nach den Ausführungen von 
Miniſterialrat Dr. Uhlich in der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 
1940 S. 51 die folgenden: 


1. Eine wirtſchaftliche Einheit oder Untereinheit erſtreckt 
ſich ſowohl auf das Inland als auch auf das Ausland 
(8 214 Ziffer 3 a AO); 


2. Der Umfang der Steuerpflicht iſt für eine wirtſchaftliche 
Einheit oder Untereinheit bei einer Realſteuer anders 
als bei der Vermögenſteuer (§ 214 Ziffer 3b AO); 


3. Die Betriebsmittel eines land- und forſtwirtſchaftlichen 
Betriebs gehören nicht dem Eigentümer des Grund und 
Bodens (§ 30 Abſatz 2 RBewG); 


4. Grundbeſitz befindet ſich im Zuſtand der Bebauung 
(S 33 a RBew Do). 


Das Finanzamt, das die Vermögenſteuer veranlagt, muß in 
allen dieſen Fällen darauf achten, daß es den für die 


Vermögenſteuer in Betracht kommenden 
Einheitswert anſetzt. En 

Eine Sonderſtellung nimmt unter dieſen Fällen der 
Grundbeſitz im Zuſtand der Bebauung ein. Es wird für 
derartigen Grundbeſitz ein Einheitswert feſtgeſtellt, 
der nur den Grund und Boden und die bezugs⸗ 
fertigen Gebäude umfaßt. Dieſer Einheitswert iſt für die 
Grundſteuer maßgebend. Es wird erforberlichenfalls 
für die Zwecke der Vermögenſteuer noch ein 
zweiter Einheitswert feſtgeſtellt, in dem auch 
die Koſten für die im Bau befindlichen Ge⸗ 
bäude oder Gebäudeteile zu berückſichtigen ſind. Das iſt 
der Fall, wenn der Grundbeſitz im Zuſtand der Bebauung 
bei der Epen denn des Geſamtwerts eines gewerblichen 
Betriebs, bei der Bewertung des Geſamtvermögens oder bei 
der Bewertung des Inlandsvermögens anzuſetzen iſt. 


Beiſpiel: 

Der Wert des Grund und Bodens eines Grundſtücks, auf 
dem ein Neubau errichtet wird, beträgt 10 000 RM. Der 
Eigentümer hat am 1. Januar 1940 20 000 RM Baukoſten 
aufgewendet. Er iſt kinderlos verheiratet und hat außer dem 
Grundſtück Kapitalbermögen von 50000 RM. Der Steuer- 
pflichtige iſt zur Vermögenſteuer zu veranlagen. Es muß 
deshalb ein beſonderer Einheitswert für das Grundſtück feſt⸗ 
geſtellt werden, in dem auch die aufgewendeten Baukoſten 
berückſichtigt werden. 


Die Tätigkeit des Finanzamts, das die Ver ⸗ 
mögenſteuer zu veranlagen hat, beſchränkt ſich auch in 
dieſem Fall darauf, den für die Vermögenſteuerveranlagung 
feſtgeſtellten Einheitswert zu übernehmen. Es hat nur 
darauf zu achten, daß es den richtigen Einheits⸗ 
wert berückſichtigt. Das iſt der Einheitswert, in dem auch 
die Koſten der im Bau befindlichen Gebäude 
enthalten ſind. Hat das Belegenheitsfinanzamt nur einen 
Einheitswert feſtgeſtellt, in dem die Koſten des im 
Bau befindlichen Gebäudes nicht enthalten ſind, weiß 
aber das Wohnſitzfinanzamt, daß der Grundbeſitz 
ſich im Zuſtand der Bebauung befindet, ſo muß es das 
Belegenheitsfinanzamt darauf hinweiſen. 
Es darf nicht etwa von ſich aus die Koſten, die bis zum 
Veranlagungszeitpunkt für die im Bau befindlichen Ge⸗ 
bäude entſtanden find, ermitteln und dem Einheits 
wert hinzuſetzen, den das Belegenheitsfinanzamt 
feſtgeſtellt hat. 

Der Zuſtand der Bebauung ſetzt nicht voraus, 
daß mit dem Bau ſchon begonnen iſt. Wird ein Gebäude 
zum Zweck alsbaldiger neuer Bebauung des Grundſtücks 
abgeriſſen, ſo befindet ſich das Grundſtück ſchon bei 
Beginn des Abbruchs im Zuſtand der Bebauung (Erlaß 
vom 29. März 1938 L 1200 — 111 III Abſchnitt 12, RStBl 
1938 S. 388). 

Der Einheitswert wird in einem ſolchen Fall 
anders feſtgeſtellt als bei einem Grundſtück, auf 
dem mit der Errichtung eines neuen Gebäudes ſchon be⸗ 
gonnen worden iſt. Der beſondere Einheitswert 
für den Grundbeſitz im Zuſtand der Bebauung ſoll dazu 
dienen, für die Vermögenſteuer auch den Wert der 
Baulichkeiten zu erfaſſen, die in dem Einheitswert 
des Grundſtücks für die Grundſteuer nicht enthalten ſind. 
Der Wert eines noch unvollendeten Neubaus wird in 
den Koſten erblickt, die dafür aufgewendet worden find. 
Der Wert eines ſolchen Gebäudes wird demgemäß dadurch 
erfaßt, daß die Koſten angeſetzt werden, die dafür bis zum 
Feſtſtellungszeitpunkt aufgewendet worden ſind. 


Beiſpiel: 

Der Einheitswert für den Grund und Boden eines Grund⸗ 
ſtücks, auf dem ein Neubau errichtet wird, iſt auf 10000 RM 
feſtgeſtellt worden. Es ſind nach dem Stand vom 1. Januar 
1940 Baukoſten von 20 000 RM entſtanden. Der Einheitswert 
des Grundſtücks iſt für die Vermögenſteuer auf 10 000 
+ 20000 = 80000 RM feſtzuſtellen. 


Der Vermögenswert eines Gebäudes, das 
abgeriſſen werden ſoll, liegt in dem Wert des vor⸗ 
handenen Materials, insbeſondere der Steine. Dieſer 
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Wert wird durch den Preis dargeftellt, der bei einem 
Verkauf des Materials zu erzielen iſt. Das Material muß 
aber erſt durch Abriß gewonnen werden. Der Abriß er⸗ 
ſordert erhebliche Koſten. Ein Käufer des Materials wird 
deshalb, ſolange das Gebäude nicht abgeriſſen und dadurch 
das Material gewonnen worden iſt, den Kaufpreis, den er 
anlegen will, um die Abrißkoſten kürzen. Als Wert 
eines abzureißenden Gebäudes kann deshalb 
nur der Betrag angeſetzt werden, der für das zu gewinnende 
Material zu erzielen iſt, jedoch gekürzt um die Abrißkoſten. 
Der Einheitswert eines Grundſtücks mit einem Ge- 
bäude, das dem Abriß unterliegt, iſt demgemäß für die 
Vermögenſteuer in der Weiſe feſtzuſtellen, daß der Wert 
des Materials abzüglich der Abrißkoſten dem Wert des 
Grund und Bodens hinzugerechnet wird. 


Beiſpiel: 


Der Einheitswert für den Grund und Boden eines Grund⸗ 
ſtücks iſt auf 30 000 RM feſtgeſtellt worden. Der Wert des 
Materials des abzureißenden Gebäudes beträgt etwa 
20 000 RM. Die Abrißkoſten find auf 10000 RM bemeſſen. 
Der Wert des Grundſtücks iſt für die Vermögenſteuer auf 
30 000 + 20 000 — 10 000 — 40 000 RM feſtzuſtellen. 


4. Erſetzung des Einheitswerts durch einen anderen Wert 
a) Allgemeines 


Die Ausführungen unter 3 haben einen Fall behandelt, 
in dem der Einheitswert eines Grundſtücks für die Zwecke 
der Vermögenſteuer durch einen anderen Einheitswert 
erſetzt wird. Der Grund ſatz des § 73 Abſatz 3 RBewG, 
daß bei der Bewertung des Geſamtvermögens und des 
Inlandsvermögens der Grundbeſitz, für den ein Einheits 
wert feſtgeſtellt ift, mit dem feſtgeſtellten Einheitswert an⸗ 
zuſetzen iſt, iſt dabei aufrechterhalten geblieben. Es 
gibt aber auch Fälle, in denen bei der Vermögenſtener nicht 
der feſtgeſtellte Einheitswert berückſichtigt wird, auch nicht 
an ſeiner Stelle ein anderer Einheitswert feſtgeſtellt wird, 
ſondern ein Wert angeſetzt wird, der kein Ein ⸗ 
heitswert iſt. Das geſchieht bei den Grundſtücken, 
deren Erhaltung im öffentlichen Intereſſe liegt. 
§ 74 NBewoDu beftimmt in Abweichung von § 73 Abſatz 3 
RBew, daß Grundſtücke, deren Erhaltung im öffentlichen 
Intereſſe liegt, nur mit 40 v. H. oder mit 20 v. H. des an 
ſich maßgebenden Werts anzuſetzen ſind. 


Es ſind zwei Gruppen von Grundſtücken zu unter⸗ 
ſcheiden, für die dieſe Regelung in Betracht kommt. Die 
eine Gruppe umfaßt diejenigen Grundſtücke, die den Grund 
für die Begünſtigung in ſich ſelbſt tragen. Sie 
müſſen für die Kun ſt, die Geſchichte oder die Wiſſen⸗ 
ſchaft von Bedeutung ſein. Ihre Erhaltung muß 
deswegen im öffentlichen Intereſſe liegen. 


Die zweite Gruppe umfaßt diejenigen Grundſtücke, die 
wegen ihres Verwendungszwecks begünſtigt werden. 
Es gehören dazu 


a) die Grundſtücke der erſten Gruppe — d. h. diejenigen 
Grundſtücke, deren Erhaltung wegen ihrer Bedeutung 
für Kunſt, Geſchichte oder Wiſſenſchaft im öffentlichen 
Intereſſe liegt, — wenn ſie in einem, den Verhältniſſen 
entſprechenden Umfang den Zwecken der For ſchung 
oder der Volksbildung nutzbar gemacht werden 
(8 74 Abſatz 2 Satz 1 RBew DP); 


diejenigen Grundſtücke, die für Zwecke der Volks- 
wohlfahrt der Allgemeinheit zur Benutzung 
zugänglich gemacht ſind, und deren Erhaltung im 
öffentlichen Intereſſe liegt (3 74 Abſatz 2 Satz 2 
RBew Dp). 


Gemeinſame Vorausſetzung für alle Grundſtücke, 
für die die Begünſtigung gewährt werden ſoll, iſt außerdem, 
daß die jährlichen Koſten in der Regel die erzielten Einnah⸗ 
men und die ſonſtigen Vorteile überſteigen (8 74 Abſatz 3 
RBew DP). 


b 


— 


b) Bewertung von Grundſtücken mit Bedeu⸗ 
a: für Kunſt, Geſchichte oder Wiſſen⸗ 
aft 


Wann die Erhaltung eines Grundſtücks im Sinn 
des § 74 Abſatz 1 RBew DV wegen feiner Bedeutung für 
Kunſt, Geſchichte oder Wiſſenſchaft im öffentlichen 
Intereſſe liegt, muß von Fall zu Fall beurteilt wer⸗ 
den. Die Grundſteuer-Billigkeits richtlinien 
(RStBl 1940 S. 121 u. f.) ſehen in Ziffer 33 vor, daß in 
Zweifelsfällen ein Gutachten des zuſtändigen amtlichen 
Denkmalpflegers eingeholt wird. Das iſt in Preußen der 
Provinzialkonſervator oder der Vertrauensmann für die 
kulturgeſchichtlichen Bodenaltertümer. Es empfiehlt ſich, die 
bezeichneten Stellen auch bei Zweifeln wegen der Anwend⸗ 
barkeit des § 74 Abſatz 1 RBewꝰDV zu hören. 


c) Bewertung von Grundſtücken, die für 
Zwecke der Volkswohlfahrt der Allge⸗ 
meinheit zugänglich gemacht ſind 


Die Zwecke der Volkswohlfahrt umfaſſen die 
körperliche Ertüchtigung ebenſo wie die Pflege geiſtiger, 
wiſſenſchaftlicher, künſtleriſcher und ſonſtiger kultureller In⸗ 
tereſſen. Die Überlaſſung eines Grundſtücks für Zwecke der 
Volkswohlfahrt muß aber aus freiem Entſchluß in ſelbſt⸗ 
loſer Weiſe geſchehen. Der Eigentümer des Grundſtücks 
ſoll durch die Anwendung des § 74 Abſatz 2 Satz 2 RBew D 
mit Rückſicht auf ſein uneigennütziges Verhalten ſteuerlich 
begünstigt werden. Ein ſelbſtloſes Handeln iſt z. B. 
nicht anzunehmen, 


wenn ein Grundſtück dazu verwendet wird, um nicht 
ausſchließlich der minderbemittelten Bevölkerung, ſondern 
um Perſonen einen Erholungsaufenthalt zu gewähren, 
die ſich auch ſonſt einen ſolchen verſchaffen könnten, oder 


wenn ein gewerbliches Unternehmen ein Gebäude haupt⸗ 
ſächlich für Reklamezwecke verwendet, oder 


wenn der Verwendungszweck eines Grundſtücks zu einem 
Wettbewerb mit Privatperſonen führt. 


Die Verwendung eines Grundſtücks für Zwecke der 
Volkswohlfahrt genügt nicht, wenn es nicht der Allge⸗ 
meinheit für dieſe Zwecke zugänglich gemacht 
wird. Was Allgemeinheit iſt, ergibt ſich aus 8 17 StAnpG. 


Die zweite Vorausſetzung, deren Vorliegen die Anwen- 
dung des § 74 Abſatz 2 Satz 2 RBew W erfordert, beſteht 
darin, daß die Erhaltung der Grundſtücke, die der 
Allgemeinheit für Zwecke der Volkswohlfahrt zugänglich ge- 
macht find, im öffentlichen Intereſſe liegt. Dieſe 
Vorausſetzung iſt nicht ſchon durch die Verwendung eines 
Grundſtücks für die begünſtigten Zwecke erfüllt. 


Beiſpiel: 


Eine Scheune wird vom Eigentümer für Turn- und Sport. 
zwecke den Einwohnern eines Dorfs zur Verfügung geſtellt. 


Der Reichsfinanzhof ſieht dieſe Vorausſetzung nur dann als 
gegeben an, wenn ein Gebäude nach Bauart und Einrichtung 
für Zwecke der Volkswohlfahrt beſtimmt iſt und nicht 
ohne weiteres erſetzt werden kann (RStBl 1937 
S. 1216 und 1939 S. 1112), Er hat in Anwendung der 
obigen Grundſätze das Vorliegen der Vorausſetzungen des 
874 RBew D für Turn- und Sporthallen bejaht (RStBl 
1932 S. 329 und 1937 S. 1216), für den Muſikſaal einer 
Klavierfabrik und für Erholungsheime von Vereinen für 
ihre Mitglieder dagegen verneint (RStBl 1933 S. 48 
und 1937 S. 1215). 


d) Zuſtändigkeit 


Der Wert, mit dem Grundſtücke in den Fällen des 8 74 
RBew W eanzuſetzen find, iſt kein Einge Er 
wird nicht im Einheitswertverfahren feſtgeſtellt. 
Seine Ermittlung iſt ein Teilder Vermögenſteuer⸗ 
veranlagung. Es iſt deshalb nicht das Belegenheits⸗ 
finanzamt, ſondern das Finanzamt zuſtändig, das die 
Vermögenſteuerveranlagung desjenigen durchzuführen hat, 
dem das Grundſtück zuzurechnen iſt. Das iſt bei natürlichen 
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Perſonen das Finanzamt, in deſſen Bezirk der Steuerpflich⸗ 


tige ſeinen Wohnſitz hat (Wohnſitzfinanzamt, 
8 73 a Abſatz 2 AO), bei Körperichaften, Perſonenvereini⸗ 
gungen und Vermögensmaſſen das Finanzamt, in deſſen 
Bezirk ſich die Geſchäftsleitung befindet (Finanzamt 
der Geſchäftsleitung, 8 73 a Abſatz 6 AO). 


e) Geltungsbereich des gs 74 RBew DV 
Der Geltungsbereich des $ 74 RBewD iſt nach zwei 


Richtungen eingeſchränkt. Die eine Einſchränkung be- 
zieht ſich auf den Kreis der Gegenſtände die für die 
Begünſtigung in Betracht kommen. 3 74 RBew DD ſieht vor, 
daß gewiſſe Grundſtüche mit einem niedrigeren als dem 
an ſich maßgebenden Wert angeſetzt werden. Das bedeutet 
nach dem Sprachgebrauch des Reichsbewertungsgeſetzes, daß 
nicht der geſamte Grundbeſitz für die Begünſtigung in Be⸗ 
tracht kommt. Grundſtücke ſind die wirtſchaftlichen 
Einheiten des Grundvermögens ($ 50 Abſatz 1 
Satz 3 RBewGh). Die Regelung des 874 R Bew DV gilt 
deshalb nur für das Grundvermögen. Die übri⸗ 
gen Arten des Grundbeſitzes fallen nicht unter die Be⸗ 
ſtimmung. Das find das land- und forſtwirt ⸗ 
e Vermögen und die Betriebögrund- 
t ii cke. 


Beiſpiel: 


Ein Induſtriewerk, das in der Form der Aktiengeſellſchaft 
betrieben wird, hat ſeiner Gefolgſchaft einen Sportplatz und 
eine Turnhalle zur Verfügung geſtellt. Die Firma gehört als 
Aktiengeſellſchaft zu den Körperſchaften im Sinn des 8 56 
NBemb. Sie kann nur Betriebsvermögen haben. Alle Wirt⸗ 
ſchaftsgüter, die ihr gehören, gehören zu einem gewerblichen 
Betrieb. Der Sportplatz und die Turnballe ſind demgemäß 
Betriebsgrundſtücke. Die Begünſtigung aus $ 74 RBew D 
kann deshalb nicht gewährt werden. 


Eine weitere Einſchränkung der Bedeutung des § 74 
RBew Dv ergibt ſich aus dem Geltungsbereich des 
Geſetzesabſchnitts, zu dem die Beſtimmung gehört. 
§ 74 RBew DV enthält eine Ergänzung der 88 73 und 77 
New. Dieſe Beſtimmungen gehören zu dem zweiten Ab- 
ſchnitt des zweiten Teils des Reichsbewertungsgeſetzes. 
Dieſer Abſchnitt gilt nur für die Rermögenitener. 
Die Beſtimmungen der Durchführungsverordnung, die zu 
dieſem Abſchnitt ergangen find, haben denſelben Geltungs⸗ 
bereich wie der Abſchnitt des Geſetzes ſelbſt. Die Beſtim⸗ 
mung des § 74 RBew D iſt deshalb für die Einheits ⸗ 
bewertung des Grundbeſitzes und damit für die 
Grundſteuer ohne Bedeutung. Die Werte, die 
ſich aus ihr ergeben, ſind nur bei der Vermögenſteuer an- 
zuſetzen. 


Beiſpiel: 


Der Inhaber einer Fabrik errichtet auf einem Grund⸗ 
ſtück, das nicht zum Betriebsvermögen gebört, für ſeine Ge⸗ 
folgſchaft eine Turnhalle. Die Vorausſetzungen des § 74 
Rewe find erfüllt. Der Wert des Grundſtücks wird bei 
der Vermögenſteuer nur mit 20 v. H. des an ſich maßgebenden 
Werts, des Einbeitswerts, angeſetzt. Der ermäßigte Wert iſt 
jedoch für die Grundſteuer ohne Bedeutung. Sie wird nach 
dem feſtgeſtellten Einheitswert bemeſſen. 


5. Wertanſatz bei ausländiſchem Grundbeſitz 


Die Feſtſtellung eines Einheitswerts unter- 
bleibt für Grundbeſitz, der ganz im Ausland liegt. 
Der Wert derartigen Grundbeſitzes iſt im Rahmen der 
Vermögenſteuerveranlagung auf den Ver⸗ 
anlagungszeitpunkt zu ermitteln. Es iſt dafür das Finanz⸗ 
amt zuſtändig, das die Vermögenſteuerveranlagung 
desjenigen durchzuführen hat, dem der Grundbeſitz zuzu⸗ 
rechnen iſt. Das iſt bei natürlichen Perſonen das Finanz⸗ 
amt, in deſſen Bezirk der Steuerpflichtige ſeinen Wohnſitz 
hat (Wohnſitzfinanzamt, § 73 a Abſatz 2 AO), bei 
Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögens⸗ 
maſſen das Finanzamt, in deſſen Bezirk ſich die Geſchäfts⸗ 


leitung befindet (Finanzamt der Geſchäftslei⸗ 
tung, $ 73 a Abſatz 6 AO). Die Wertermittlung 
kann in der Regel unterbleiben, wenn es ſich um 
Grundbeſitz in einem Land handelt, mit dem ein Doppel⸗ 
beſteuerungsabkommen beſteht. Derartiger Grund- 
beſitz kommt in der Regel für die inländiſche Beſteuerung 
nicht in Betracht. 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat ſeinen Wohnſitz in Köln. Er iſt 
Eigentümer einer Villa in einem holländiſchen Seebad. Ein 
Doppelbeſteuerungsabkommen mit Holland beſteht nicht. Das 
Grundſtück in Holland unterliegt deshalb der Vermögenſteuer. 
Eine Einheitswertfeſtſtellung für das Grundſtück kommt nicht 
in Betracht. Es handelt ſich um ausländiſchen Grundbeſitz. 
Der Wert des Grundſtücks iſt deshalb vom Wohnſitzfinanzamt 
zu ermitteln. 


Grundbeſitz im Ausland iſt nach den Vorſchriften des 
erſten Teils des Reichsbewertungsgeſetzes zu bewerten 
(§ 26 R BewG). Bewertungsmaßſtäbe des erſten Teils des 
Reichsbewertungsgeſetzes ſind der gemeine Wert und der 
Teilwert. Die Bewertung mit dem Teilwert iſt für 
Wirtſchaftsgüter vorgeſehen, die einem Unternehmen dienen 
(§ 12 RBewch). Dieſe Vorausſetzung liegt bei dem aus⸗ 
ländiſchen Grundbeſitz, der zum Grundvermögen 
gehört, nicht vor. Bewertungsmaßſtab für das aus ⸗ 
ländiſche Grundvermögen iſt demgemäß der 
gemeine Wert ($ 10 R BewG). Es beſteht ſomit im 
Grundſatz übereinſtimmung zwiſchen der Bewertung 
des Grundvermögens im Inland und der Be⸗ 
wertung des Grundvermögens im Ausland. Die 
Regeln, die für die Ermittlung des gemeinen Werts 
inländiſcher Grundſtücke aufgeſtellt ſind, können 
aber bei der Wertermittlung für das ausländiſche Grund⸗ 
vermögen in der Regel nicht angewendet werden. Sie ſind 
aus den inländiſchen Verhältniſſen abgeleitet worden. Sie 
paſſen deshalb nicht für ausländiſchen Grundbeſitz. 
Das gilt für die Bewertung nach dem Vielfachen der Jahres- 
rohmiete ebenſo wie für die Bewertung auf der Grundlage 
des Sachwerts. 


Das ausländiſche land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchoftliche Vermögen kann nicht mit dem Er⸗ 
tragswert bewertet werden. Dieſer Wert iſt kein Be⸗ 
wertungsmaßſtab des erſten Teils des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes. Er gilt nur für das inländiſche land- und forſt⸗ 
wirtſchaftliche Vermögen. Es beſteht demgemäß bei dem 
Grundbeſis, der zum land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Vermögen gebört, grundſätzlich keine Über ⸗ 
einſtimmung im Bewertungsmaßſtab für den in⸗ 
ländiſchen und für den ausländiſchen Grundbeſitz. 
Als Bewertungsmaßſtab des ausländiſchen land und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Vermögens kommt ebenfalls der geme ine 
Wert in Betracht, wenn nicht die Sonderbeſtimmung 
des § 12 R Bom über die Maßgeblichkeit des Teil ⸗ 
werts anzuwenden iſt. Der Teilwert iſt der Bewertungs⸗ 
maßſtab für Wirtſchaftsgüter, die einem Unternehmen 
dienen. Unternehmen im Sinn des § 12 RBewc iſt 
nicht nur das gewerbliche Unternehmen. Auch der Betrieb 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft iſt ein Unter⸗ 
nehmen. Das ergibt ſich aus § 54 Abſatz 3 RBewG. Dieſe 
Beſtimmung beſagt ausdrücklich, daß die Land- und Forſt⸗ 
wirtſchaft unbeſchadet des 8 56 RBewG auch dann nicht 
als Gewerbe gilt, wenn ſie den Hauptzweck des 
Unternehmens bildet. Sie wäre nicht erforderlich, 
wenn die Land- und Forſtwirtſchaft überhaupt nicht Gegen ⸗ 
ſtand eines „Unternehmens“ ſein könnte. Der Umſtand, daß 
eine ausdrückliche Beſtimmung darüber getroffen werden 
mußte, kann nur bedeuten, daß auch die Fand und Forſt⸗ 
wirtſchaft ein Unternehmen im Sinn des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes iſt. Es wird deshalb für die Wirtjhafts- 
güter, die zum ausländiſchen land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Vermögen gehören, nicht 
die Bewertung mit dem gemeinen Wert, ſondern die Be⸗ 
wertung mit dem Teilwert in Betracht kommen. Wegen 
der Ermittlung des Teilwerts Hinweis auf 
Abſchnitt 26 VER. 
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1. Einführung 


Tie Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes vom 
27. Februar 1939 (EStG 1939) über den Tarif find zum 
großen Teil neu. Sie beruhen auf dem Geſetz zur Ande⸗ 
rung des Einkommenſteuergeſetzes vom 17. Februar 1939 
(RGBl I S. 283, RStBl 1939 S. 305). Dieſes Geſetz hat 
den Tarif grundlegend umgeſtaltet. 


Die Einkommenſteuertabelle und die Lohnſteuertabelle, 
nach denen ſich die zu veranlagende Einkommenſteuer und 
die Lohnſteuer bemeſſen, ſind im Einkommenſteuergeſetz 
1939 nach Steuergruppen gegliedert. Die Steuer- 
pflichtigen (Arbeitnehmer) werden nach ihrem Familie n⸗ 
ſtand in dieſe Steuergruppen eingereiht. Die 5$ 32 und 
ſch Sy 1939 enthalten darüber die maßgebenden Vor⸗ 

riften. 


Das Geſetz unterſcheidet vier Steuergruppen. In die 
Steuergruppe IV mit den niedrigſten Steuerſätzen 
fallen die Steuerpflichtigen (Arbeitnehmer), die Kinder ⸗ 
ermäßigung erhalten (§ 32 Abſatz 5 Ziffer 1, 8 39 
Abſatz 5 Ziffer J EStG 1939). Das Einkommenſteuergeſetz 
1939 bringt hier gegenüber dem Einkommenſteuergeſetz 
1938 weſentliche Erleichterungen. Der Kreis 
der Perſonen, für die Kinderermäßigung in Betracht 
kommt, iſt bedeutend erweitert worden. Zur Kinder⸗ 
ermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit iſt 
die Kinderermäßigung wegen Über nahme der 
Koſten des Unterhalts und der Erziehung 
getreten. 


Die neuen Vorſchriften über die Kinderermäßigung 
ſind bei der Veranlagung erſtmalig für das Kalender⸗ 
jahr 1939 anzuwenden. Die EStR für 1939 behandeln des⸗ 
halb das neue Recht in den Abſchnitten 77 bis 79 ziemlich 
eingehend. Das gleiche gilt von den Lohnſteuer Richtlinien 
1940 (Hinweis auf die Abſchnitte 48 bis 50). 


Die folgenden Ausführungen erläutern an Hand der 
EStR für 1939 die neuen Vorſchriften. Sie heben dabei 
insbeſondere ihren Sinn und Zweck hervor. Die Aus⸗ 
führungen ſind auf die Fälle der Veranlagung ab⸗ 
geſtellt. Für die Lohnſteuer gelten ſie nur inſoweit, als 
ſich nicht aus der Technik des Steuerabzugs vom Arbeits- 
lohn (Steuerkarte, Stichtag uſw.) etwas anderes ergibt. 


2. Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit 


Die Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit 
iſt die Hauptform der Kinderermäßigung. Sie ent⸗ 
ſpricht im weſentlichen dem bisherigen Recht. Die Aus⸗ 
dehnung der Kinderermäßigung auf „andere minder- 
jährige Angehörige“ iſt die wichtigſte Anderung. 

Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit ſteht 
dem Steuerpflichtigen für Kinder und andere Angehörige 
zu, wenn die folgenden Vorausſetzungen erfüllt ſind: 


1. Die Kinder und die anderen Angehörigen müſſen unter 
810 Ziffern 3 bis 6 St An p fallen und dürfen 
keine Juden ſein. Dieſer Perſonenkreis ſtimmt mit 


8. Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten des Unter⸗ 
halts und der Erziehung, 

9. Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten des Unter⸗ 
halts und der Berufsausbildung, 

10. Koſten des Unterhalts und der Erziehung oder Berufs- 
ausbildung, 

11. Wirtſchaftliches Bedürfnis, 

12. Kinderermäßigung und Ermittlung des Einkommens, 

13. Zum Begriff „Kinder und andere Angehörige“, 

14. Begrenzung der Höhe der Steuerermäßigung, 

15. Kinderermäßigung bei Juden. 


dem Perſonenkreis überein, für den Kinderermäßigung 
wegen übernahme der Koſten des Unterhalts und der 
Erziehung oder Berufsausbildung gewährt wird. Die 
Ausführungen zum Begriff „Kinder und andere Ange⸗ 
hörige“ ſchließen deshalb an die beiden Arten der Kin⸗ 
derermäßigung an (Hinweis auf Abſchnitt 13). 

2. Die Kinder und die anderen Angehörigen müſſen 
minderjährig geweſen ſein (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 3). 

3. Die Kinder und die anderen Angehörigen müſſen zum 
Haushalt des Steuerpflichtigen gehört haben (Hin⸗ 
weis auf die Abſchnitte 4 bis 6). 

4. Die Vorausſetzungen der Ziffern 1 bis 3 müſſen min⸗ 
deſtens vier Monate im Veranlagungszeitraum 
gleichzeitig erfüllt geweſen fein (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 7). 
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. Minderfährigkeit 


Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit 
kommt nur für minderjährige Kinder und andere 
minderjährige Angehörige in Betracht. Dieſe Be⸗ 
grenzung iſt durch den Zweck der Kinderermäßigung gerecht⸗ 
fertigt. Sie will die Laſten erleichtern, die den Eltern, 
Adoptiveltern. Pflegeeltern uſw. durch den Unterhalt und 
die Erziehung ihrer Kinder und der anderen Angehörigen 
erwachſen. Solche Aufwendungen entſtehen aber nach der 
Lebenserfahrung in der Regel nur für minderjährige 
Perſonen. Die Berufsausbildung während der Volljährig⸗ 
keit iſt eine wichtige Ausnahme von dieſer Regel. Ihr ent⸗ 
ſpricht die Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten 
des Unterhalts und der Berufsausbildung (Hinweis auf 
Abſchnitt 9). Soweit Steuerpflichtigen für Kinder oder 
andere Angehörige, für die ſie Kinderermäßigung nicht er⸗ 
halten, Aufwendungen erwachſen, find dieſe in der Regel als 
außergewöhnliche Belaſtung im Sinn des 833 
EStG anzufehen. Hinweis auf Abſchnitt 81 Abſatz 4 der 
EStg für 1939. 

Kinder und andere Angehörige ſind minderjährig bis 
zur Vollendung des 21. Lebensjahrs (8 2 BGB). Wer 
das 18. Lebensjahr vollendet hat, kann durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht für volljährig erklärt werden (83 BGB). 


4. Haushaltszugehörigkeit 


Minderjährige Kinder und andere minderjährige An- 
gehörige gehören zum Haushalt des Steuerpflichtigen, 


1. wenn fie hei einheitlicher Wirtſchaftsführung unter Zei 
tung des Steuerpflichtigen feine Wohnung teilen 
oder 

2. wenn ſie ſich mit ſeiner Einwilligung außerhalb ſeiner 
Wohnung nicht zu Erwerbszwecken, ſondern zu ander 
ren Zwecken, insbeſondere zur Erziehung oder 
Ausbildung, zum Beſuch von Verwandten oder zur 
Erholung im Inland oder Ausland aufhalten (8 17 Ab⸗ 
ſatz 1 EStD 1939). 
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Die Haushaltszugehörigkeit nach Ziffer 1 gründet ſich 
auf äußere Tatbeſtandsmerkmale (gemeinſame Woh⸗ 
nung, einheitliche Wirtſchaftsführung uſw.). Dieſe äußeren 
Merkmale reichen jedoch nicht immer aus, um die Haus- 
haltszugehörigkeit zu begründen. Sie reichen dann nicht 
aus, wenn das Kind oder der andere Angehörige nach Zif⸗ 
fer 2 noch zu einem anderen Haushalt gehört. Ein Kind 
oder ein anderer Angehöriger kann zur gleichen Zeit 
nur zu einem Haushalt gehören. 

Soweit Eltern für ihre leiblichen Kinder 
oder Adoptiveltern für ihre Adoptivkinder Kinderermäßi⸗ 
gung wegen Haushaltszugehörigkeit beanſpruchen, iſt in der 
Regel kein Anlaß, die Haushaltszugehörigkeit wegen der 
Zugehörigkeit zu einem anderen Haushalt zu bezweifeln. 
Soweit jedoch ein anderes Verwandtſchaftsver⸗ 
hältnis, z. B. Enkelkind, Neffe uſw. angegeben wird, ist 
zu prüfen, ob das Enkelkind, der Neffe uſw. nicht noch zu 
feinem urſprünglichen Haushalt gehört. Das Kind 
gehört dieſem Haushalt ſolange an, bis es aus ihm aus 
geſchieden iſt. 

Ein minderjähriges Kind oder ein anderer minder- 
jähriger Angehöriger ſcheidet aus dem Haushalt des Steuer- 
pflichtigen nicht aus, wenn es ſich mit ſeiner Einwilligung 
zu anderen als Erwerbszwecken außerhalb 
ſeiner Wohnung aufhält (Ziffer 2). Es kommen insbeſon- 
dere Zwecke der Erziehung oder Ausbildung in 
Betracht. Aber auch der Beſuch von Verwandten, 
der Aufenthalt in einem Sanatorium, eine 
längere Reiſe uſw. heben die Haushaltszugehörigkeit 
nicht auf. 

In allen dieſen Fällen gehört das Kind oder der andere 
Angehörige noch zu dem Haushalt des Steuerpflichtigen, 
obwohl es ſich außerhalb der Wohnung aufhält. Die Be⸗ 
ziehungen zum Haushalt ſind nicht gelöſt worden. Der 
Steuerpflichtige hat für das Kind oder den anderen Ange⸗ 
hörigen zu ſorgen. Er wird in der Regel auch die Koſten 
der Erziehung, der Ausbildung, der Erholung uf. tragen. 
Das Kind oder der andere Angehörige wird in der Regel 
nach Abſchluß ſeiner Erziehung oder Ausbildung uſw. in die 
Wohnung des Steuerpflichtigen zurückkehren. Dort 
iſt ſeine Heimat. 

Beiſpiele: 

A. Der Vater ſchickt ſeinen minderjährigen Sohn von April bis 
Oktober zu den Großeltern aufs Land, damit der Sohn ſich 
dort erholt. Der Sohn gehört auch während dieſer Zeit zum 
Haushalt ſeines Vaters. Kinderermäßigung wegen Haushalts- 
zugehörigkeit ſteht nur dem Vater zu. 

B. Der minderjährige Sohn eines Steuerpflichtigen wohnt mit 
deſſen Einwilligung bei ſeinem Onkel in der Stadt, damit er 
dort die höhere Schule beſuchen kann. Der Sohn gehört auch 
während dieſer Zeit zum Haushalt ſeines Vaters. Kinder⸗ 
. wegen Haushaltszugehörigkeit ſteht nur dem 

aler zu. 


Auch die Erfüllung der Arbeitsdienſtpflicht, 
der Wehrpflicht uſw. bedeutet nicht das Ausſcheiden 
5 dem Haushalt. Die Haushaltszugehörigkeit iſt zu be- 
jahen 
a) bei minderjährigen Angehörigen des Reichsarbe its ⸗ 

dienſtes bis zum außerplanmäßigen Truppführer 
oder bis zur außerplanmäßigen Gehilfin, 

b) bei minderjährigen Wehrmachtangehörigen 
bis zum Gefreiten (nicht Obergefreiten, Stabsgefreiten 
uſw.) oder bei Fahnenjunkern bis zum Oberfähnrich, 

e) bei minderjährigen Angehörigen der Verfü- 
gun 95 truppe bis zum -Mann, 

d) bei minderjährigen Mädchen, die das Pflichtjahr 
ableiſten, 

c) bei minderjährigen Frauenhilfsdienſtmädeln. 


Der Reichsminiſter der Finanzen wird demnächſt durch 
Runderlaß die Kinderermäßigung für Wehrmacht⸗ 
angehörige den Verhältniſſen während des beſon⸗ 
deren Einſatzes der Wehrmacht anpaſſen. Der Rund⸗ 
erlaß wird auch die Kinderermäßigung auf die anderen 
Einheiten der Waffen⸗ F ausdehnen. 


In den bisher behandelten Fällen ſcheidet das Kind 
oder der andere Angehörige aus dem Haushalt des Steuer⸗ 
pflichtigen nicht aus. Die EStR für 1939 ſtellen ihnen 
die Fälle gegenüber, in denen das Kind oder der andere 
Angehörige aus dem Haushalt ausſcheidet. Es ſind insbe⸗ 
ſondere die folgenden: 


1. Das Kind oder der andere Angehörige hält ſich mit Ein⸗ 
willigung des Steuerpflichtigen außerhalb ſeiner Woh⸗ 
nung des Erwerbs wegen auf; 

2. Das Kind oder der andere Angehörige hält ſich ohne 
Einwilligung des Steuerpflichtigen dauernd 
außerhalb ſeiner Wohnung auf; 

3. Das Kind oder der mıdere Angehörige wird endgül- 
tig in einen anderen Haushalt aufgenom- 
men; 

4. Das Kind oder der andere Angehörige gründet einen 
eigenen Haushalt. 

Beiſpiele: 

A. Die minderjährige Tochter hat am 1. April eine Stelle als 
Hausgehilfin angetreten. Sie wohnte bis zum 81. März 
bei ihren Eltern. Ab 1. April wohnt ſie bei ihrem Arbeit⸗ 
geber. Die Tochter iſt am 1. April aus dem Haushalt der 
Eltern ausgeſchieden. 

B. Der minderjährige Sohn iſt am 1. Juli zu ſeinem kinder⸗ 
Iofen Onkel gezogen, der ihn an Kindes Statt annehmen 
will. Der Sohn iſt am 1. Juli aus dem Haushalt ſeines 
Vaters ausgeſchieden. Er gehört ſeitdem zum Haushalt 
ſeines Onkels. 


Wird ein Kind oder ein anderer Angehöriger im Laufe 
eines Veranlagungszeitraums in einen anderen Haushalt 
aufgenommen, ſo hat es in dieſem Veranlagungs⸗ 
zeitraum zu mehreren Haushalten gehört. Es kann des⸗ 
halb in dieſem Fall auch mehreren Steuerpflichtigen 
Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit für das⸗ 
ſelbe Kind oder für denſelben anderen Angehörigen zuſtehen. 


Beifpiel: 
In dem oben unter B bezeichneten Beiſpiel ſteht Kinder⸗ 
ermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit dem Vater und 
dem Onkel zu. 


Perſonen, die heiraten, gründen in der Regel einen 
eigenen Haushalt. Sie ſcheiden damit aus ihrem 
bisherigen Haushalt aus. Es kommt jedoch vor, daß ſie 
einen eigenen Haushalt nicht bilden, ſondern ſich in einem 
anderen Haushalt aufhalten. 

Beiſpiele: 

Der Sohn des Bäckermeiſters, der das Geſchäft ſeines 
Vaters übernehmen wird, wohnt mit ſeiner Ehefrau und 
ſeinen beiden minderjährigen Kindern bei ſeinen Eltern. — 
a Tochter, die kriegsgetraut iſt, bleibt vorläufig bei ihren 

ern. 


Die Frage der Haushaltszugehörigkeit iſt hier offen: 

1. für die verheirateten Perſonen ſelbſt, ſoweit ſie 
minderjährig ſind (Hinweis auf den folgenden 
Abſchnitt 5), 

2. für die Kinder und die anderen An ⸗ 
gehörigen dieſer Perſonen, ſoweit ſie ſich mit ihren 
Eltern uſw. in dem an deren Haushalt aufhalten 
(Hinweis auf Abſchnitt 6). 

„Die Frage der Ziffer 2 iſt nicht auf die Fälle be⸗ 
ſchränkt, in denen die Eltern uſw. verheiratet 
ſind. Auch unverheiratete Perſonen können ſich 
mit ihren Kindern oder anderen Angehörigen im Haus⸗ 
halt eines anderen Steuerpflichtigen aufhalten. 


5. Haushaltszugehörigkeit verheirateter minderjähriger 
Kinder und anderer verheirateter minderjähriger An- 
gehöriger 

Nur Frauen können während der Minderjährigkeit 
heiraten. Ein Mann darf nicht vor dem Eintritt der Voll- 
jährigkeit eine Ehe eingehen (§ 1303 RGV). Es können 
deshalb nur verheiratete minderjährige Töchter und an⸗ 
dere weibliche minderjährige Angehörige ih im Haus- 
halt eines anderen Steuerpflichtigen aufhalten. 
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Dem anderen Steuerpflichtigen (Haushaltsvorſtand) 
ſteht $ 18 Abſatz 1 EStꝰB 1939 gemäß Kinderermäßigung 
wegen Haushaltszugehörigkeit nicht zu. Dieſe 
Regelung iſt darin begründet, daß in dieſen Fällen die per⸗ 
ſönlichen und wirtſchaftlichen Beziehungen des Kindes oder 
des anderen Angehörigen zum Ehemann den Vorrang 
haben. Das zeigt ſich auch bei der Zuſammenveran⸗ 
lagung. Das Kind oder der andere Angehörige wird nicht 
mit dem Haushaltsvorſtand, ſondern mit dem Ehemann 
zuſammen veranlagt (§ 17 Abſatz 2 ESt DB 1939). Dem 
Haushaltsvorſtand kann Kinderermäßigung nur wegen 
übernahme der Koſten des Unterhalts und der 
Erziehung zuſtehen (§ 18 Abſatz 1 ESt DB 1939). 


Beiſpiel: 

Eine verheiratete minderjährige Tochter hält ſich mit ihrem 
Ehemann im Haushalt ihres Vaters auf. Dem Vater ſteht 
Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit nicht zu. 
Es kann ihm aber wegen übernahme der Koſten des Unter⸗ 
halts und der Erziehung Kinderermäßigung zuſtehen. 


Sind die Beziehungen der Ehegatten ſoweit gelöſt, daß 
ſie nicht mehr zuſammen veranlagt werden, ſo iſt der Grund, 
dem Haushaltsvorſtand die Kinderermäßigung wegen Haus- 
haltszugehörigkeit zu verſagen, weggefallen. 


Beiſpiel: 

Die minderjährige Tochter hat ſich von ihrem Ehemann 
dauernd getrennt und wohnt wieder bei ihrem Vater. Dem 
a fteht Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörig⸗ 
eit zu. 


8 18 Abſatz 1 ESt DB 1939 regelt nur den Fall, in dem 
eine verheiratete Tochter oder eine andere weibliche An⸗ 
gehörige, die verheiratet iſi, fih aleihaeitig im Haus⸗ 
halt eines anderen Steuerpflichtigen aufhält. Folgen die 
Tatbeſtände im Veranlagungszeitraum zeitlich nach⸗ 
einander, fo ſchließt § 18 Abſatz 1 ESt dB 1939 die 
Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit nicht aus. 


Beiſpiel: 
Die minderjährige Tochter hat bis zur Heirat am 1. Juli 
im Haushalt des Vaters gelebt. Ab 1. Juli führt fie mit ihrem 
Ehemann einen eigenen Haushalt. Kinderermäßigung wegen 
Haushaltszugehörigkeit ſteht dem Vater noch für dieſen Ver⸗ 
anlagungszeitraum zu. 


6. Haushaltszugehörigkeit von Kindern und anderen An- 
gehörigen eines Steuerpflichtigen, der ſich im Haushalt 
eines anderen Steuerpflichtigen aufhält 


Der Steuerpflichtige A kann ſich mit feinen minder⸗ 
jährigen Kindern und anderen minderjährigen Angehörigen 
im Haushalt des Steuerpflichtigen B aufhalten. Kinder⸗ 
ermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit könnte nach den 
allgemeinen Grundſätzen nur für B in Betracht kommen. 
Das würde aber zur Folge haben, daß der Steuerpflichtige 
A auf die Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten 
des Unterhalts und der Erziehung beſchränkt wäre. Vor⸗ 
ausſetzung für dieſe Kinderermäßigung iſt ein wirtſchaft⸗ 
liches Bedürfnis für die Übernahme der Koſten. Der 
Steuerpflichtige A, der dem Kind oder dem anderen An⸗ 
gehörigen viel näher ſteht als der Steuerpflichtige B, 
würde alſo nicht in jedem Fall Kinderermäßigung erhalten. 
Dieſes Ergebnis iſt unbillig. Es widerſpricht der Volks- 
anſchauung. 


Die Kinderermäßigung iſt deshalb in dieſen Fällen be⸗ 
ſonders geregelt worden. Hinweis auf § 18 Abſatz 2 
ESDB 1939 und Abſchnitt 77 Abſatz 6 der EStR für 1939. 
Es liegt dieſen Vorſchriften und Anordnungen der folgende 
Gedanke zugrunde: Die Kinderermäßigung wegen Haus— 
haltszugehörigkeit ſteht dem zu, der dem Kind oder dem 
anderen Angehörigen am nächſten ſteht (A). Dem anderen 
Steuerpflichtigen (B) kann nur Kinderermäßigung wegen 
Übernahme der Koſten des Unterhalts und der Erziehung 
zuſtehen. Soweit der Steuerpflichtige A Kinderermäßigung 
nicht erhalten kann, ſteht die Kinderermäßigung wegen 
Haushaltszugehörigkeit dem Steuerpflichtgen B zu. Es ſind 
danach die folgenden Fälle zu unterſcheiden: 
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1. A iſt volljährig. Er iſt ſelbſtändig zur Ein- 
kommenſteuer heranzuziehen. Seine minderjährigen 
Kinder und anderen minderjährigen Angehörigen 
werden mit ihm zuſammen veranlagt ($ 17 U» 
ſatz 3 Est DB 1939). Ihm ſteht die Kinderermäßigung 
wegen Hanshaltszugehörigkeit zu (8 18 Abſatz 2 
ESt DB 1939). 

Beiſpiel: 

Der g0jährige Sohn iſt verheiratet und hat ein minder⸗ 
jähriges Kind. Er lebt mit ſeiner Familie im Haushalt 
ſeines Schwiegervaters. Kinderermäßigung wegen Haus⸗ 
haltszugehörigkeit ſteht dem Sohn, nicht ſeinem Schwieger⸗ 
vater zu. 

Dieſe Regelung muß auch dann gelten, wenn ſich die 
Kinderermäßigung bei A nicht auswirkt, weil er kein 
ſteuerpflichtiges oder nur ein kleines ſteuerpflichtiges 
Einkommen hat. In Fällen dieſer Art wird jedoch dem 
Steuerpflichtigen B regelmäßig Kinderermäßigung 
wegen Itbernahme der Koſten des Unterhalts und der 
Erziehung zuſtehen. Hinweis auf Abſchnitt 8. 


2. A iſt minderjährig. Er iſt grundſätzlich nicht felb- 
ſtändig zur Einkommenſteuer heranzuziehen, ſondern mit 
dem Haushaltsvorſtand B zuſammen zu veranlagen 
(8 27 Abſatz 1 EStG). A kann deshalb, von dem Fall 
der Ziffer 3 abgeſehen, Kinderermäßigung nicht er⸗ 
halten. Es iſt kein Grund vorhanden, dem B Kinder⸗ 
ermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit für die min⸗ 
derjährigen Kinder und anderen minderjährigen Ange- 
hörigen des A zu verſagen. Die Kinderermäßigung ſteht 
ihm zu, wenn dieſe Perſonen auch feine Kinder oder 
anderen Angehörigen ſind. 

Beiſpiel: 
Die minderjährige Tochter lebt mit ihrem unehelichen 
Kind im Haushalt ihres Vaters. Sie arbeitet im landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb ihres Vaters mit. Dem Vater ſteht 
Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit für ſeine 
Tochter und für ſein Enkelkind zu. 


3. A iſt minderjährig, bezieht jedoch Einkünfte 


aus nichtſelbſtändiger Arbeit aus einem 
anderen Betrieb als dem Betrieb des B. A iſt mit 
dieſen Einkünften ſelbſtändig zur Einkommenſteuer 
(Lohnſteuer) heranzuziehen. Er wird inſoweit nicht mit 
B zuſammen veranlagt (8 27 Abſatz 3 EStG). Es ſteht 
deshalb ihm für feine minderjährigen Kinder und an⸗ 
deren minderjährigen Angehörigen die Kinderermäßi⸗ 
gung wegen Haushaltszugehörigkeit zu. Es kann dem 
Steuerpflichtigen B nur Kinderermäßigung wegen 
Übernahme der Koſten des Unterhalts und der Er- 
ziehung zuſtehen. 


Beiſpiel: 

Die minderjährige Tochter lebt mit ihrem unehelichen 
Kind im Haushalt ihres Vaters. Sie arbeitet nicht im 
landwirtſchaftlichen Betrieb ihres Vaters, ſondern in einer 
nahe gelegenen Fabrik. Kinderermäßigung wegen Haus⸗ 
haltszugehörigkeit für das uneheliche Kind ſteht der Tochter, 
nicht ihrem Vater zu. 

Dem Vater ſteht Kinderermäßigung wegen Haushalts- 
zugehörigkeit nur für ſeine minderjährige Tochter zu. 
Außerdem kann ihm wegen der Übernahme der Koſten 
des Unterhalts und der Erziehung für ſein Enkelkind 
Kinderermäßigung zuſtehen. Das letztere wird insbeſon⸗ 
dere dann in Betracht kommen, wenn ſich die Kinder⸗ 
ermäßigung für das uneheliche Kind bei der Tochter nicht 
auswirkt, weil ihr Arbeitslohn zu klein iſt. 


7. Viermonatsfriſt 


Die Kinder und die anderen Angehörigen müſſen min- 
deſtens vier Monate minderjährig geweſen fein und 
zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehört haben. Die 
Monate brauchen nicht volle Kalendermonate zu 
ſein. Die Viermonatsfriſt kann zuſammenhängend 
oder mit Unterbrechungen verlaufen. 

Die Vorausſetzungen müſſen mindeſtens volle vier 
Monate beſtanden haben. Der Tag, in den das Ereignis 
fällt, z. B. die Geburt, die Adoption, der Beginn der Voll 
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jährigkeit, der Tod des Kindes oder des anderen Angehöri⸗ 
gen, wird bei der Berechnung der Viermonatsfriſt nicht mit⸗ 
gezählt. Kinderermäßigung ſteht dem Steuerpflichtigen 
deshalb für ein Kind, das am 1. September geboren oder 
adoptiert wird und für ein Kind, das am 30. April voll- 
jährig wird oder ſtirbt, in dieſem Veranlagungszeitraum 
nicht zu. 

Das Erfordernis der Viermonatsfriſt kann zu Härten 
führen, wenn einem Steuerpflichtigen in den letzten vier 
Monaten des Kalenderjahrs Zwillinge oder Dril⸗ 
linge geboren werden. Der Reichsminiſter der Finanzen 
iſt hier in Einzelfällen aus Billigkeitsgründen entgegen⸗ 
gekommen. 

Die Vorausſetzungen der Kinderermäßigungen müſſen 
mindeſtens vier Monate gleichzeitig erfüllt ſein. Ins⸗ 
beſondere die Minderjährigkeit und die Haus⸗ 
haltszugehörigkeit müſſen nebeneinander 
beſtanden haben. 


Beiſpiel: 
Die minderjährige Tochter wohnt als Hausgehilfin bet 
ihrem Arbeitgeber. Sie wird am 1. Juli volljährig. Am 
1. Auguſt gibt ſie ihre Stellung auf und kehrt zu ihren Eltern 
zurück. Die Vorausſetzungen für die Kinderermäßigung liegen 
nicht vor. 


8. Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten des 
Unterhalts und der Erziehung 


Die Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit 
iſt für minderjährige Kinder und andere minderjährige An⸗ 
gehörige nicht die einzige. Dem Steuerpflichtigen ſteht 
Kinderermäßigung auch zu für minderjährige Kinder und 
andere minderjährige Angehörige, die nicht zu ſeinem 
Haushalt gehört haben, wenn er im Veranlagungszeitraum 
mindeſtens vier Monate überwiegend die Koſten des 
Unterhalts und der Erziehung getragen hat 
(832 Abſatz 5 Ziffer 2 Buchſtabe a EStG). Dieſe Kinder- 
ermäßigung iſt neu. Sie iſt durch das Einkommenſteuer⸗ 
Anderungsgeſetz vom 17. Februar 1939 eingeführt worden. 


Der Zweck der Kinderermäßigung wegen Übernahme 
der Koſten des Unterhalts und der Erziehung iſt die För⸗ 
derung der Jugend. Viele Eltern oder andere Er⸗ 
ziehungsberechtigte würden ihren Kindern und anderen An⸗ 
gehörigen beſſeren Unterhalt und eine beſſere Erziehung 
geben, wean fie dazu in der Lage wären. Nahe Angehörige, 
die ihnen das durch übernahme der Koſten ermöglichen, 
ſollen dafür eine Kinderermäßigung erhalten. 


Dieſer Zweck beſtimmt auch das Verhältnis der 
Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten des Unter- 
halts und der Erziehung zur Kinderermäßigung wegen 
Haushaltszugehörigkeit. Die Kinderermäßigung wegen 
übernahme der Koſten des Unterhalts und der Erziehung 
ſoll etwas Zuſätzliches ſein. Die beiden Formen der 
Kinderermäßigung ſchließen ſich deshalb nicht aus. Bei 
minderjährigen Kindern und anderen minderjährigen An- 
gehörigen iſt es möglich, daß für das ſelbe Kind oder 
für den ſelben anderen Angehörigen zweimal 
Kinderermäßigung gewährt wird. Der eine Steuerpflichtige 
erhält fie wegen Haushaltszugehörigkeit, der 
andere wegen Ubernahme der Koſten des Unter⸗ 
halts und der Erziehung. 


Beiſpiel: 
Das minderjährige uneheliche Kind iſt bei der Mutter. 
Der Vater trägt während des Veranlagungszeitraums über⸗ 
wiegend die Koſten des Unterhalts und der Erziehung. Kinder- 


ermäßigung ſteht in dieſem Fall ſowohl der Mutter als auch 
dem Vater zu. 


Derſelbe Steuerpflichtige kann natürlich für dasſelbe 
Kind oder für denſelben Angehörigen nur einmal Kin- 
derermäßigung erhalten. 


Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten des 
Unterhalts und der Erziehung ſteht dem Steuerpflichtigen 
für Kinder und andere Angehörige zu, wenn die folgenden 
Vorausſetzungen erfüllt ſind: 


1. Die Kinder und die anderen Angehörigen müſſen unter 
810 Ziffer 3 bis 6 St An p G fallen und dürfen 
keine Juden ſein; 

2. Die Kinder und die anderen Angehörigen müſſen min ⸗ 
derjährig geweſen ſein; 

3. Die Kinder und die anderen Angehörigen müſſen über⸗ 
wiegend auf Koſten des Steuerpflichtigen unter ⸗ 
halten und erzogen worden ſein; 

4. Die Vorausſetzungen der Ziffern 1 bis 3 müſſen min ⸗ 
deſtens vier Monate im Veranlagungszeitraum 
pie ichzeitig erfüllt geweſen fein. Sind die Voraus- 
etzungen im Veranlagungszeitraum bei mehreren 
Steuerpflichtigen nacheinander erfüllt, ſo erhält nur 
einer von ihnen Kinderermäßigung. Kinderermäßi⸗ 
gung erhält in dieſem Fall derjenige, der den größten 
Teil der Koſten getragen hat. Sind die Koſtenanteile 
gleich, ſo erhält derjenige Kinderermäßigung, der als 
erſter im Veranlagungszeitraum die Koſten ge⸗ 
tragen hat. 

Ein Vergleich mit Abſchnitt 4 zeigt, daß die Kinder ⸗ 
ermäßigung wegen Übernahme der Koſten des Unterhalts 
und der Erziehung in ihren einzelnen Vorausſetzungen der 
Kinderermäßigung wegen Haushaltszugehörigkeit weit⸗ 
gehend angepaßt iſt. Der Kreis der begünſtigten Perſonen 
(Ziffer 1) iſt derſelbe (Hinweis auf Abſchnitt 13). Die Üiber- 
nahme der Koſten des Unterhalts und der Erziehung (Zif⸗ 
fer 3) tritt an die Stelle der Haushaltszugehörigkeit (Hin- 
weis auf Abſchnitt 10). Wegen der Minderjährigkeit (Zif⸗ 
fer 2) und der Viermonatsfriſt (Ziffer 4) kann auf die 
Abſchnitte 3 und 7 hingewieſen werden. 


9. Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten des 

Unterhalts und der Berufsausbildung 

Kinderermäßigung für volljährige Kinder gibt es 
ſeit dem Einkommenſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934. Sie 
iſt durch das Einkommenſteuer⸗Anderungsgeſetz vom 17. Fe⸗ 
bruar 1939 auf die „anderen Angehörigen“ aus⸗ 
gedehnt worden. 

Die Kinderermäßigung für volljährige Kinder und 
andere volljährige Angehörige ſtimmt weitgehend mit der 
Kinderermäßigung wegen Übernahme der Koſten des Unter⸗ 
halts und der Erziehung für minderjährige Kinder und 
andere minderjährige Angehörige überein (Hinweis auf 
Abſchnitt 8). Die Altersgrenze iſt ſtatt der Volljährigkeit 
die Vollendung des 25. Lebensjahrs. Der weitere Unter⸗ 
ſchied beſteht darin, daß Kinderermäßigung für volljährige 
Kinder und andere volljährige Angehörige nur gewährt 
wird, wenn ſie ſich in der Berufsausbildung befin⸗ 
den. Das iſt bei minderjährigen Kindern und anderen 
minderjährigen Angehörigen nicht Vorausſetzung für die 
Kinderermäßigung. Sie können ſich in der Berufsaus- 
bildung befinden. Die Erziehung umfaßt auch die Berufs⸗ 
ausbildung. Kinderermäßigung für minderjährige Kinder 
und andere minderjährige Angehörige kommt jedoch auch 
dann in Betracht, wenn eine Berufsausbildung nicht 
vorliegt. 

Berufsausbildung iſt die Ausbildung für einen be- 
ſtimmten Beruf oder für einen beſtimmten Be 
tätigungszweig, z. B. der Beſuch einer Haushaltungsſchule, 
einer landwirtſchaftlichen Schule, einer Handelsſchule oder 
einer Hochſchule. Der Beſuch einer Schule, die nur Allge ; 
meinwiſſen vermittelt, z. B. eines Gymnaſiums oder 
einer Oberſchule für Mädchen, kann nicht als Berufsaus- 
bildung angeſehen werden. Hinweis auf das RFH⸗ Urteil 
vom 28. Oktober 1937, RStBl 1938 S. 83. 

Als Berufsausbildung gilt auch die Zugehörigkeit zum 
Reichsarbeitsdienſt, zur Wehrmacht und zur 
3 Verfügungstruppe bis zu beſtimmten Dienſtgraden. 
Wegen der bevorſtehenden Neuregelung der Kinder- 
ermäßigung für Angehörige der Wehrmacht und der 
Waffen⸗ 1 Hinweis auf Abſchnitt 4. Auch die Ausbildung 
in der Hauswirtſchaft gegen Lehr⸗ oder Schulgeld 
rechnet zur Berufsausbildung. Die Tätigkeit in der 
Landhilfe, die Ableiſtung des Pflichtjahrs und 
der Frauenhilfsdienſt ſind dagegen nicht Berufs⸗ 
ausbildung. 
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10. Koſten des Unterhalts und der Erziehung oder Berufs- 
ausbildung 


81610 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmt 
für die geſetzliche Unterhaltspflicht: 


„(2) Der Unterhalt umfaßt den geſamten 
Lebensbedarf, bei einer der Erziehung bedürfti- 
gen Perſon auch die Koſten der Erziehung und 
der Vorbildung zu einem Beruf.“ 


Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes über die 
Kinderermäßigung heben neben den Koſten des Unterhalts 
die Koſten der Erziehung und der Berufsausbildung aus⸗ 
drücklich hervor. Der Zweck der Kinderermäßigung, die 
Erziehung und Ausbildung der Jugend zu fördern, kommt 
dadurch beſonders zum Ausdruck. Das Wort „Be⸗ 
rufsausbildung“ bringt außerdem zum Ausdruck, daß Kin- 
derermäßigung für volljährige Kinder und andere 
volljährige Angehörige nur gewährt wird, wenn ſie 
ſich in der Ausbildung für einen Beruf befinden. 

Was zu den Koſten des Unterhalts und der Erziehung 
oder Berufsausbildung gehört, läßt ſich erſchöpfend 
nicht aufzählen. Abſchnitt 78 Abſatz 5 der EStR für 1939 
hebt die wichtigſten Aufwendungen hervor. 

Die Höhe der Koſten richtet ſich nach den Bedürfniſſen 
des Kindes oder des anderen Angehörigen. Ein fleines 
Kind verurſacht in der Regel weniger Koſten als ein großes. 
Bei großen Kindern und anderen Angehörigen kommen 
insbeſondere die Koſten der Erziehung oder der Be⸗ 
rufsausbildung hinzu. Auch die Lebensſtel⸗ 
lung des Kindes oder des anderen Angehörigen und die 
Lebensſtellung ſeiner Eltern beeinfluſſen die Höhe der 
Koſten. Der Unterhalt auf dem Land koſtet im allgemeinen 
weniger als in der Stadt uſw. 

Allgemeine Richtlinien für die Höhe der Koſten 
laſſen ſich nicht aufſtellen. Es kommt auf die Verhältniſſe 
des einzelnen Falls an. Die örtlichen Pflegeſätze für die 
öffentliche Fürſorge und die von den Jugend- 
ämtern bezahlten Pflegeſätze geben nur das Mindeſt⸗ 
maß an Koſten in den ein fachſten Lebensverhältniſſen 
an. In allen anderen Fällen geben ſie keinen Anhalt für 
die Höhe der Koſten. 

Die von den Gerichten feſtgeſetzten Unterhalts. 
renten bemeſſen ſich grundſätzlich nach der Lebensſtellung 
des Unterhalts bedürfti gen. Der Steuerpflichtige, oer 
feinen Kind aus einer geſchiedenen Ehe oder feinem unehe— 
lichen Kind die vom Gericht feſtgeſetzte Rente gewährt, wird 
deshalb in der Regel die überwiegenden Koſten des Unter⸗ 
halts und der Erziehung oder Berufsausbildung tragen. 
Es ſind jedoch Fälle möglich, in denen die Rente dieſe 
Koſten nicht deckt, weil das Gericht auch die Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Unterhalts verpflichteten berückſichtigt. Hin⸗ 
je das Beiſpiel im Abſchnitt 78 Abſatz 6 der ESt 
ür 1939. 

Maßgebend für die Höhe der Koſten ſind die Bedürf⸗ 
niſſe des Kindes oder des anderen Angehöri- 
gen, ſeine Lebensſtellung uſw. Die Lebensſtellung des 
Steuerpflichtigen, der die Kinderermäßigung be- 
anſprucht, iſt für die Höhe der Koſten grundſätzlich ohne 
Bedeutung. Die Höhe der Kinderermäßigung kann 
deshalb auch keinen Anhalt geben für die Höhe der auf- 
zuwendenden Koſten. Es iſt möglich, daß die Kinderermäßi⸗ 
gung in einzelnen Jahren die Koſten des Unterhalts und 
der Erziehung oder Berufsausbildung überſteigt. Es liegt 
darin zum Teil ein Ausgleich für andere Jahre, in denen 
die Koſten höher find als die Kinderermäßigung. Hinwers 
auf das Ric. Urteil vom 28. März 1940, RStBl 1910 
S. 450. Die Höhe der Steuerermäßigung iſt außerdem be⸗ 
grenzt durch § 32 Abſatz 5 Ziffer 5 EStG 1939. Hinweis 
auf Abſchnitt 14. 


11. Wirtſchaftliches Bedürfnis 


Vorausſetzung für die Kinderermäßigung wegen Über- 
nahme der Koſten des Unterhalts und der Erziehung oder 
Berufsausbildung iſt ein wirtſchaftliches Bedürf- 
nis zur Übernahme der Koſten durch einen anderen 
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Steuerpflichtigen. Dieſe Vorausſetzung iſt im Geſetz nicht 
ausdrücklich hervorgehoben, ſie folgt jedoch aus dem Zwe el 
des Geſetzes. Hinweis auf $ 1 StAnpG und auf Abſchnitt 8. 

Ein wirtſchaftliches Bedürfnis liegt nicht vor, wenn das 
Kind oder der andere Angehörige hinreichend eigenes 
Cinkommen hat. Auch das Vermögen des Kindes 
oder des anderen Angehörigen kann bei der Prüfung 
des wirtſchaftlichen Bedürfniſſes berückſichtigt werden. 
Steuerfreie Einkünfte, z. B. der Wehrſold, bleiben 
außer Betracht. f 

Ein wirtſchaftliches Bedürfnis für die Übernahme der 
Koſten liegt auch dann nicht vor, wenn die zunächſt 
zum Unterhalt Verpflichteten dieſe Koſten 
ſelbſt aufbringen können. Hinweis auf das NH 
Urteil vom 28. März 1940, RStBl 1940 S. 450. Die 
Eltern find die zunächſt zum Unterhalt Verpflichteten. 
Soweit Steuerpflichtige für ihre leiblichen Kinder 
die Koſten des Unterhalts und der Erziehung oder Berufs⸗ 
ausbildung übernehmen, z. B. der Vater für ſein Kind aus 
einer geſchiedenen Ehe oder für ſein uneheliches Kind, wird 
ein wirtſchaftliches Bedürfnis in der Regel vorliegen. So- 
weit Steuerpflichtige für andere Angehörige, 3. B. für 
Enkelkinder, Neffen uſw., dieſe Koſten übernehmen, iſt zu 
prüfen, ob nicht die Eltern die Koſten aus eigenen 
Mitteln beſtreiten können. Bei der Prüfung des wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſes darf nicht kleinlich verfahren 
werden. 


12. Kinderermäßigung und Ermittlung des Einkommens 


Der Steuerpflichtige kann mitunter ſeine Aufwendun⸗ 
gen für den Unterhalt und die Erziehung oder Berufsaus- 
bildung bei der Ermittlungſeines Einkommens 
abziehen. 

Beiſpiel: 
Der Onkel hat ſich rechtswirkſam verpflichtet, ſeinem 
12jährigen Neffen eine monatliche Rente zu zahlen, bis er 
ſeine Berufsausbildung abgeſchloſſen oder das 25. Lebensjahr 


vollendet hat. Er kann die Rente als Sonderausgabe § 10 
Abſatz 1 Ziffer 1 EStG gemäß abziehen. 


Zieht der Steuerpflichtige die Aufwendungen bei der 
Ermittlung ſeines Einkommens ab, ſo kann er Kinder⸗ 
ermäßigung nicht erhalten. Der Steuerpflichtige iſt aber 
auf dieſen Abzug nicht angewieſen. Er kann ſtattdeſſen 
Kinderermäßigung erhalten, wenn die Vorausſetzungen da⸗ 
für vorliegen. Es muß 3. B. ein wirtſchaftliches Bedürfnis 
für die Übernahme der Koſten durch ihn vorhanden ſein. 
Der Steuerpflichtige kann ſtets nur von einer der beiden 
Möglichkeiten Gebrauch machen. 


13. Zum Begriff „Kinder und andere Angehörige“ 


Der Steuerpflichtige erhält Kinderermäßigung wegen 
Tout dune (Hinweis auf die Abſchnitte 2 bis 7) 
und wegen Übernahme der Koſten des Unterhalts und der 
Erziehung oder Berufsausbildung (Hinweis auf die Ab» 
ſchnitte 8 bis 12), für Kinder und andere Ange» 
hörige im Sinn des § 10 Ziffern 3 bis 6 
St An p, die keine Juden find. Kinder und andere An- 
gehörige im Sinn des § 10 Ziffern 3 bis 6 ſind: 


1. Verwandte in gerader Linie und Verwandte zweiten 
und dritten Grades in der Seitenlinie, und zwar auch 
wenn die Verwandtſchaft auf einer unehelichen Geburt 
beruht; 

2. Verſchwägerte in gerader Linie und Verſchwägerte 
zweiten und dritten Grades in der Seitenlinie. Das gilt 
auch, wenn die Ehe, die die Schwägerſchaft begründet 
hat, nicht mehr beſteht (für nichtig erklärt oder aufge⸗ 
löſt worden iſt), oder wenn die Schwägerſchaft auf einer 
unehelichen Geburt beruht; 

3. durch die Annahme an Kindes Statt in gerader 
Linie Verbundene; 


4. Pflegeeltern und Pflegekinder. 


Werden Ehegatten 8 26 ESt& gemäß zuſammen ber- 
anlagt, ſo bilden ſie ſteuerlich gewiſſermaßen eine Ein⸗ 
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heit. Hinweis auf das RFH-Urteil vom 9. März 1939, 
RStBl 1939 S. 758. Das wirkt ſich auch bei der Kinder⸗ 
ermäßigung aus. Der Kreis der Kinder und der an⸗ 
deren Angehörigen erweitert ſich dadurch, daß die Angehö⸗ 
rigen beider Ehegatten für die Kinderermäßigung in 
Betracht kommen. Der in den Ziffern 1 und 2 bezeichnete 
Grad der Verwandtſchaft und Schwägerſchaft zu einem 
der Ehegatten genügt. Es iſt dabei nicht erforderlich, daß 
auch die anderen Vorausſetzungen für die Kinderermäßigung 
in der Perſon dieſes Ehegatten gegeben ſind. Es iſt z. B. 
einerlei, ob dieſer Ehegatte die Aufwendungen trägt uſw. 


14. Begrenzung der Höhe der Steuerermäßigung 


Steuerpflichtige, die Kinderermäßigung erhalten, fallen 
ſtets in die Steuergruppe IV. Das gilt auch für Steuer- 
pflichtige, die ohne die Kinderermäßigung in die Steuer- 
gruppe I oder II fallen würden. Es kommt alſo dieſen 
Steuerpflichtigen nicht nur die eigentliche Kinder ⸗ 
ermäßigung (Unterſchied der Steuergruppe IV gegenüber 
der Steuergruppe III) zugute. Sie kommen auch in den 
Genuß der Steuerermäßigung der Steuergruppe III 
gegenüber der Steuergruppe I oder II. Würde dieſe Er⸗ 
mäßigung unbeſchränkt gewährt, fo würden dieſe GSteuer- 
pflichtigen unter Umſtänden ſehr große Steuervorteile er⸗ 
halten. 


Beiſpiele: 

A. Ein Steuerpflichtiger der Steuergruppe I hat ein Einkommen 
von 100 000 RM. Er übernimmt die Koſten des Unterhalts 
und der Erziehung ſeines minderjährigen Neffen. Die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Kinderermäßigung liegen vor. Der Steuer- 
pflichtige würde ohne die Vorſchrift des § 32 Abſatz 5 Ziffer 5 
EStG 21920 RM Einkommenſteuer ſparen. Dahinzu kämen 
Ermäßigungen bei anderen Steuern, z. B. beim Kriegszu⸗ 
ſchlag zur Einkommenſteuer. 


B. Ein kinderloſes Ehepaar der Steuergruppe II mit einem Ein⸗ 
kommen von 50000 RM nimmt ein minderjähriges Pflege⸗ 
kind in ſeinen Haushalt auf. Die Vorausſetzungen für die 
Kinderermäßigung liegen vor. Das Ehepaar würde ohne die 
Begrenzung der Steuerermäßigung im $ 32 Abſatz 5 Ziffer 5 
ESt 5742 RM allein an Einkommenſteuer weniger zahlen. 


Es bedarf keines Beweiſes, daß ſolche Steuerermäßi- 
gungen in keinem Verhältnis zu den Aufwendungen ſtehen 
würden, die der Steuerpflichtige für das Kind oder für den 
anderen Angehörigen macht. § 32 Abſatz 5 Ziffer 5 begrenzt 
deshalb die Steuerermäßigung in dieſen Fällen. 

Die Begrenzung gilt nur für Steuerpflichtige, die ohne 
die Kinderermäßigung in die Steuergruppe I 
oder II fallen würden. Steuerpflichtige, die ohne die 
Kinderermäßigung in die Steuergruppe III fallen würden, 
erhalten die Kinderermäßigung immer ungeſchmälert. 


Beiſpiele: 


A. Die Eheleute haben im Jahr 1934 geheiratet. Die Ehe iſt 
kinderlos geblieben. Die Eheleute haben im Jahr 1939 ein 
Pflegekind zu ſich genommen. Sie würden ohne die Kinder⸗ 
ermäßigung für 1939 in die Steuergruppe III fallen, weil 
die Ehe zu Beginn des Veranlagungszeitraums noch nicht 
länger als fünf volle Kalenderjahre . hat. Die Be⸗ 
grenzung der f bort iſt deshalb für 1939 ohne 
Bedeutung. Sie kommt erſt für 1940 in Betracht. Die Ein⸗ 
kommenſteuer für 1940 wäre bei einem Einkommen von 
15000 RM auf 3052 RM abzüglich 720 RM = 2332 RM 
feſtzuſetzen. 

B. Ein im Jahr 1928 geſchiedener Mann hat für 1939 die Koſten 
des Unterhalts und der Erziehung für ſeinen minderjährigen 
Sohn, der bei der Mutter lebt, getragen. Dieſer Steuerpflich⸗ 
tige würde ohne die Kinderermäßigung in die Steuergruppe III 
fallen, weil aus feiner früheren Ehe ein Kind hervorgegangen 
iſt. Die Begrenzung des § 82 Abſatz 5 Ziffer 5 EStG greift 
nicht Platz. 


Die Anwendung des $ 32 Abſatz 5 Ziffer 5 EStG er- 
fährt noch eine weitere Einſchränkung. Sie iſt aber 
nicht von großer Bedeutung. Die Steuerermäßigung iſt auch 
bei Steuerpflichtigen, die ohne die Kinderermäßigung in die 
Steuergruppe I oder II fallen würden, nicht begrenzt für 
eheliche Abkömmlinge und Stiefkinder. 


Die Beſtimmung, daß die Steuerermäßigug für ehe⸗ 
liche Abkömmlinge nicht begrenzt ift, iſt nur für Juden 
von Bedeutung. Hinweis auf Abſchnitt 15. Andere 
Steuerpflichtige, die einen ehelichen Abkömmling haben, 
würden ohne die Kinderermäßigung immer in die Steuer⸗ 
gruppe III fallen. 


Die zweite Ausnahme von der Begrenzung der Steuer⸗ 
ermäßigung ſind die Stiefkinder. Es ſind Zweifel ent⸗ 
ſtanden, ob hier nur Stiefkinder in Betracht kommen, die 
aus einer früheren Ehe des anderen Ehegatten hervor- 
gegangen ſind oder auch Kinder des anderen Ehegatten, die 
außerehelich geboren find. Iſt das Wort „ehelich“, 
das dem Wort Abkömmling vorausgeht, auch auf Stief⸗ 
kinder zu beziehen? Die Frage iſt zu bejahen. Die 
gegenteilige Auffaſſung würde zu unhaltbaren Ergebniſſen 
führen. 

Beiſpiel: 

A hat ein uneheliches Kind. Er hat im Jahr 1983 gehei⸗ 
ratet, jedoch nicht die Mutter des unehelichen Kindes. Die 
Ehe iſt kinderlos geblieben. A trägt die Koſten des Unterhalts 
und der Erziehung für ſein uneheliches Kind. Er würde ohne 
die Kinderermäßigung in die Steuergruppe II fallen. Die 
Steuerermäßigung für den unehelichen Abkömmling darf 
720 RM nicht überſteigen. 

Wäre A im Jahr 1938 geſtorben, ſo würde ſeine Frau 
ohne die Kinderermäßigung für 1939 grundſätzlich in die Steuer⸗ 
gruppe J fallen. Trägt ſie die Koſten für das uneheliche Kind 
ihres verſtorbenen Manns weiter, ſo kann ſie nicht beſſer ge⸗ 


ſtellt werden als der eigene Vater. Die Steuerermäßigung; 
darf 720 RM nicht überſteigen. 


Der Übergang aus der Steuergruppe I oder II in die 
Steuergruppe IV ift alſo nur bei Stiefkindern unbeſchränkt, 
die aus einer früheren Ehe des anderen Ehegattem 
hervorgegangen ſind. 


Bei allen anderen Kindern, z. B. unehelichen Abkömm⸗ 
lingen. Adoptivkindern, Pflegekindern und bei anderen An⸗ 
gehörigen darf die Kinderermäßigung 720 NM nicht über⸗ 
ſteigen. Die Begrenzung der Steuerermäßigung für 
Adoptivkinder iſt mitunter nicht verſtanden worden. 
Sie iſt aber berechtigt. Es trifft nicht zu, daß Adoptivkinder 
nach den beſtebenden Geſetzen die gleichen Rechte genießen, 
wie eheliche Abkömmlinge. Die Stellung des Adoptivkindes 
weicht auch nach bürgerlichem Recht weſentlich von der Stel⸗ 
lung des ehelichen Ablömmlings ab. Hinweis z. B. auf die 
88 1759, 1763, 1767, 1768 BGB. 


Die Begrenzung der Steuerermäßigung für Adoptiv- 
kinder iſt erforderlich. Es muß verhindert werden, daß. 
Steuerpflichtige durch die Annahme eines Kindes an Kindes. 
Statt ungerechtfertigt hohe Steuervorteile erlangen. Das 
wäre ohne die Begrenzung des 832 Abſatz 5 Ziffer 5 ESt 
bei den großen Einkommensbeziehern der Steuergruppe 1 
oder II der Fall. Adoptionen zum Zweck der Steuererſpar⸗ 
nis würden die Folge ſein. 


Die Begrenzung der Steuerermäßigung für Adoptiv- 
kinder wird mit dazu beitragen, Adoptionen aus eigen⸗ 
nützigen Beweggründen zu verhüten. § 32 Abſatz 5 Ziffer 5 
ES dient ſomit demſelben Zweck, aus dem einzelne Vor- 
ſchriften des bürgerlichen Rechts erlaſſen ſind, 8. B. 8 1759 
BGB, der das Erbrecht des Annehmenden gegenüber dem 
Kind ausſchließt. Dieſe Vorſchriften find nicht adoptiong- 
feindlich. Sie verhüten nur mißbräuchliche Adoptionen. 


4 Die Steuerermäßigung darf in den oben bezeichneten 
Fällen 720 RM nicht überſteigen. Die Begrenzung wirkt 
ſich bei kleinen und mittleren Einkommen nicht aus. Sie iſt 
zu beachten: 


1. bei Steuerpflichtigen, die ohne die Kinder⸗ 
ermäßigung in die Steuergruppe! fallen 


würden, bei einem Einkommen (Mittel- 
betr q ab 2 


2, bei Steuerpflichtigen, die ohne die Kinder⸗ 
ermäßigung, in die Steuergruppe II fallen 
würden, bei einem Einkommen (Mittel- 
betrag) uo 11 900 N 


6 500 RR, 


* * „ 
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Soweit ſich die Begrenzung auswirkt, werden die Auf⸗ 
wendungen des Steuerpflichtigen für das Kind oder für 
den anderen Angehörigen durch die Gewährung einer 
Steuerermäßigung von 720 RM hinreichend berückſichtigt. 


15. Kinderermäßigung bei Juden 


8 32 Abſatz 6 EStG regelt die Einordnung der Juden 
in die Steuergruppen anders als bei den anderen Steuer⸗ 
pflichtigen. Auch hinſichtlich der Kinderermäßigung 
werden die Juden weſentlich anders behandelt als die an⸗ 
deren Steuerpflichtigen. Ehegatten fallen unter die Vor⸗ 
ſchrift des 8 32 Abſatz 6, wenn der Ehemann Jude iſt. 

Wegen des Begriffs „Juden“ Hinweis auf Abſchnitt 80 
Abſatz 2 der EStR für 1939. Juden ausländiſcher Staats⸗ 
angehörigkeit werden den Juden deutſcher Staatsangehörig⸗ 
keit gleichgeſtellt. 

Juden können nur für eheliche Abkömmlinge 
und Stiefkinder Kinderermäßigung erhalten. Es 


kommen nur Stiefkinder in Betracht, die aus einer früheren 
Ehe des anderen Ehegatten hervorgegangen ſind. Hinweis 
auf Abſchnitt 14. Für andere Kinder, z. B. Adoptivkinder, 
Pflegekinder und für die anderen Angehörigen, z. B. Neffen, 
Nichten, können Juden Kinderermäßigung nicht erhalten. 

Juden erhalten für eheliche Abkömmlinge und für 
Stiefkinder Kinderermäßigung, wenn die Vorausſetzungen 
der Kinderermäßigung gegeben ſind. Es iſt insbeſondere 
Vorausſetzung, daß die ehelichen Abkömmlinge oder Stief⸗ 
kinder keine Juden ſind. Eheliche Abkömmlinge kommen 
deshalb nur in Betracht, wenn es ſich um jüdiſche 
Miſchlinge handelt. 

Erhalten Juden Kinderermäßigung, ſo kommen ſie aus 
der Steuergruppe I in die Steuergruppe IV. Der über⸗ 
gang wird durch die Vorſchrift des § 32 Abſatz 5 Ziffer 5 
EStG nicht beſchränkt. Die Begrenzung der Steuerermäßi⸗ 
gung tritt auch beim Übergang aus der Steuergruppe I in 
die Steuergruppe IV für eheliche Abkömmlinge und Stief⸗ 
kinder nicht ein. Hinweis auf Abſchnitt 14. 


Eil dien ſt⸗ Nachrichten 


Abſchreibungsfreiheit für betriebliche Anlagegüter in der 
Oſtmark 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in dem Erlaß vom 
31. Januar 1940 über die Abſchreibungsfreiheit für betriebliche 
Anlagegüter in den ſudetendeutſchen Gebieten, 
NER 1940 S. 193, DStZ 1940 S. 96, beſtimmt, daß die Friſt 
fürdie Beſtellung und für den Beginn der Eigenherſtellung 
der Anlagegüter bis zum 30. Juni 1940 verlängert 
wird. Außerdem können die buchführenden Steuerpflichtigen 
unter beſtimmten Vorausſetzungen an Stelle der Ab⸗ 
ſchreibung eine ſteuerfreie Rücklage bis zum Höchſt⸗ 
betrag von 25 v. . des Jahresgewinns machen. In dem Erlaß 
vom 18. April 1940, RStBl 1940 S. 449, iſt eine ähnliche Regelung 
für die Oſtmark getroffen worden. Sie unterſcheidet ſich 
aber in zwei weſentlichen Punkten von der für die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete geltenden Regelung. Die Verlängerung 
der Beſtellfriſt iſt nur für Ausnahmefälle zuge⸗ 
laſſen worden. Die Bildung einer ſteuerfreien Rück⸗ 
lage kommt nur für die Beſtellungen in Betracht, die bis zum 
80. September 1939 erfolgt find, deren Ausführung 
aber bis zum Ende des Wirtſchaftsjahrs 1939 nicht mehr 
moglich war. 

Der Exlaß hat folgenden Wortlaut: 

(1) Auf Grund des § 4 Abſatz 2 der Verordnung zur wirt⸗ 
ſchaftlichen Wiederbelebung Sſterreichs vom 23. März 1938 
(MED I S. 809, RStchl 1938 S. 353) und meiner Runderlaſſe 
vom 26. September 1938 S 2119 — 920 III (RStöl 1938 S 897), 
vom 24. Dezember 1938 8 2119 — 942 III (RStBl 1939 S. 26) 
und vom 27. Juni 1939 8 2119 — 975 III (RStBl 1935 S. 777) 
können buchführende und nichtbuchführende Steuer⸗ 
pflichtige für Maſchinen, Geräte und ähnliche Gegenſtände des 
gewerblichen land» und forſtwirtſchaftlichen oder des der ſelb⸗ 
ſtändigen Arbeit dienenden Anlagevermögens in der Oſtmark 
unter beſtimmten Vorausſetzungen Abſchreibungsfrei⸗ 
heit in Anſpruch nehmen. Die Gegenſtände müſſen bis zum 
80. September 1939 beſtellt worden fein oder es muß — im 
Fall der Eigenherſtellung — bis zum 30. September 1939 mit der 
Herſtellung begonnen worden ſein. 

(2) Buchführende Steuerpflichtige können für 
das Wirtſchaftsjahr 1939 (1938/39) in Höhe des Betrags der vor⸗ 
ausſichtlichen Anſchaffungs- oder Herſtellungskoſten von Anlage⸗ 
gütern der im Abſatz 1 bezeichneten Art eine ſteuerfreie 
Rücklage bilden, wenn die in Betracht kommenden Anlagegüter 
am Schluß des Wirtſchaftsjahrs 1939 (1988/39) noch nicht ge⸗ 
liefert oder im Fall der Eigenherſtellung noch nicht 
fertiggeſtellt worden find. Die anderen Voraus⸗ 
ſetzungen der Abſchreibungsfreiheit müſſen 
gegeben ſein. 

(3) Die Rücklage darf nicht mehr als 25 v. H. 
des Gewinns betragen und iſt geſondert auszu⸗ 
weiſen. Sie iſt im Zeitpunkt der Aufſtellung des Haupt⸗ 
abſchluſſes für das Wirtſchaftsjahr aufzulöſen, in dem die 
einzelnen ſelbſtändig bewertungsfähigen Anlagegüter geliefert 
oder — im Fall der Eigenherſtellung — fertiggeſtellt worden find, 
und zwar entſprechend dem Wert der gelieferten 


oder fertiggeſtellten Anlagegüter Die Rücklage 
iſt ſpäteſtens im Zeitpunkt der Aufſtellung des Haupt⸗ 
abſchluſſes für das Wirtſchaftsjahr 1942 (1941/42) in voller 
Höhe aufzulöſen. Für die gelieferten oder hergeſtellten 
Anlagegüter kann die Abſchreibungsfreiheit in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. Hinweis auf meinen Runderlaß vom 31. Januar 
1940 S 2119 — 1055 III (RStBl 1940 S. 193). 

(4) Die im Abſatz 1 bezeichnete ſpäteſte Friſt für die Be⸗ 
ſtellung oder — im Fall der Eigenherſtellung — für den Beginn 
der Herſtellung von Anlagegütern (30. September 1939) kann in 
Ausnahmefällen auf Antrag bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1940 verlängert werden, wenn die folgenden 
Vorausſetzungen gegeben ſin 


1. Der Antrag kann nur von Gewerbebetrieben, mit 
Ausnahme der reinen Handelsbetriebe, geſtellt werden. Für 
reine Handelsbetriebe wird die Friſt nicht ver⸗ 
Lan 

2. Es müſſen vor dem 30. September 1939 auf behördliche 
Veranlaſſung (3. B. von ſeiten der Rationaliſierung⸗ 
ſtelle) Maßnahmen zur Rationaliſierung für den einzelnen 
Betrieb in Angriff genommen, aber bis zum 30. September 
1939 noch nicht ſo weit abgeſchloſſen worden ſein, daß bis zu 
dieſem Zeitpunkt die der Rationaliſierung dienenden Beſtel⸗ 
lungen erteilt werden konnten oder — im Fall der Eigenher⸗ 
ſtellung — mit der Herſtellung begonnen werden konnte; 


3. Die Anlagegüter, die beſtellt oder — im Fall der Eigenher⸗ 
ſtellung — in Angriff genommen werden ſollen, müſſen für die 
Rationaliſierung der oſtmärkiſchen Wirtſchaft erforderlich ſein; 


4. Es muß nachgewieſen werden, daß der Betrieb die Rationali⸗ 
ſierung aus eigenen Mitteln ohne ſteuerliche 
Vergünſtigungen nicht durchführen kann. Maß⸗ 
gebend iſt die Liquidität des Betriebs im Zeitpunkt der Be⸗ 
ſtellung oder — im Fall der Eigenherſtellung — im Zeitpunkt 
des Beginns der Herſtellung der zur Rationaliſierung er⸗ 
forderlichen Anlagegüter der im Abſatz 1 bezeichneten Art. Eine 
unzureichende Liquidität iſt jedoch dann nicht zu berück⸗ 
ſichtigen, wenn ſie durch ungerechtfertigt hohe Entnahmen 
oder Ausſchüttungen hervorgerufen worden iſt. Bei Betrieben, 
die mehr als 1000 Arbeiter beſchäftigen und eine Bilanz⸗ 
ſumme von mehr als 3 000 000 AM oder ein Eigenkapital von 
mehr als 2 000 000 RM ausmeifen, iſt ſtets anzunehmen, daß 
ſie die Rationaliſierung ohne ſteuerliche Vergünſtigungen aus 
eigenen Mitteln durchführen können. 


(5) Der Antrag auf Verlängerung der Friſt iſt 
bei der zuſtändigen Wirtſchaftskammer und bei dem zuſtändigen 
Gauwirtſchaftsberater einzureichen. Dieſe beiden Stellen haben 
zu prüfen, ob die im Abſatz 4 Ziffern 1 bis 3 bezeichneten Voraus 
ſetzungen gegeben ſind. Der Antrag iſt von dieſen beiden Stellen 
mit ihrer Stellungnahme an den zuſtändigen Oberfinanzpräſt⸗ 
denten weiterzuleiten. Der Oberfinangpräfident prüft das Vor⸗ 
liegen der im Abſatz 4 Ziffer 4 bezeichneten Voraus ſetzung und 
entſcheidet endgültig über den Antrag. Er iſt dabei an die 
Stellungnahme der Wirtſchaftskammer oder des Gauwirtſchafts⸗ 
beraters im einzelnen nicht gebunden. Meu. 


Geld, Kredit und öfentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 14.Mai 1940. 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939, Januar 1940, Fe⸗ 
bruar, März, April und Mai 99,92. — Steuergut⸗ 
ſcheine II: Juni 1942 102; Juli 101,75; Auguſt 101 /; 
September 101; Oktober 100/; November 100%. 


Fünfhundert⸗Milllouen⸗Anleihe des Landes Preußen. Das 
Land Preußen gibt 500 Millionen Reichsmark Preußiſche Konſo⸗ 
lidierte Staatsanleihe von 1940 aus. Verzinſung 4 vom Hundert. 
Laufzeit 28 Jahre. Ein Teilbetrag der Anleihe in Höhe von 
250 Millionen Reichsmark iſt bereits feſt gezeichnet. Die andere 
Hälfte der Anleihe wird in der Zeit vom 14. bis 27. Mai zur 
offentlichen Zeichnung aufgelegt. Zeichnungspreis 99,75 vom 
Hundert. Dieſer Teil der Anleihe dient im weſentlichen dem Um⸗ 
tauſch der Preußiſchen Schatzanweiſungen zu 4½ vom Hundert, 
die am 20. Januar 1941 fällig werden. Dieſe Schatzanweiſungen 
werden mit 100,50 vom Hundert in Zahlung genommen. Per⸗ 
ſonen, die von dem Umtauſchangebot Gebrauch machen, erhalten 
demnach eine Vergütung von / bom Hundert. 


Abſchluß der Württembergiſchen Bank für das Geſchäftsjahr 
1939. Die Württembergiſche Bank in Stuttgart hat den Umfang 
ihrer Geſchäfte im Geſchäfksjahr 1939 ſtark erweitert. Die Bilanz⸗ 
ſumme iſt von 61,1 Millionen Reichsmark im Geſchäftsjahr 1988 
auf 80,5 Millionen Reichsmark geſtiegen. Die Außenſtände der 
Bank haben ſich von 18,8 Millionen Reichsmark auf 84 Millionen 
Reichsmark erhöht. Der Reingewinn wird mit 679 421 Reichsmark 
ausgewieſen. Die Bank ſchüttet einen Gewinnanteil von 5 vom 
Hundert aus. 


Neue „Oſtbank Aktiengeſellſchaft“. Die Dresdner Bank hat 
die Mehrheit der Bank für Handel und Gewerbe Aktiengeſellſchaft 
in Poſen übernommen. Die Firma der Bank für Handel und Ge⸗ 
werbe Aktiengeſellſchaft wird in Oſtbank Aktiengeſellſchaft um⸗ 
gewandelt. Die Oſtbank wird als wichtige Filialbank in den ein⸗ 
gegliederten Dftgebieten arbeiten. 


Landesbank und Girozentrale Danzig⸗Weſtpreußen. Die 
Landesbank und Girozentrale Danzig⸗Weſtpreußen iſt in Danzig 
mit einem Gründungskapital von 5 Millionen Reichsmark ge⸗ 
gründet worden. Die Bank wird das kurzfriſtige und das lang⸗ 
friſtige Kreditgeſchäft betreiben. Sie hat das Vermögen der 
Danziger Hypotheken Bank Aktiengeſellſchaft übernommen. Die 
Bilanzſumme der neugegründeten Bank wird faſt 100 Millionen 
Reichsmark betragen. 


Ermäßigter Zinsſatz der Poſtſparkaſſe. Der Zinsſatz, den die 
Poſtſparkaſſe für Spareinlagen vergütet, iſt mit Wirkung vom 
1. Mai auf 2¼ vom Hundert herabgeſetzt worden. Die Poſtſpar⸗ 
kaſſe hat ſich damit den Zinsſenkungsmaßnahmen angepaßt. 


Härteausgleich bei Umſtellung ehemals öſterreichiſcher Staats: 
ſchuldverſchreibungen. Die Inhaber öſterreichiſcher Schuldver⸗ 
ſchreibungen, die auf Fremdwährung oder auf Schillinge mit 
Goldklauſel lauten, können zum Ausgleich von Härten bei der 
Währungsumſtellung eine Zuſatzentſchädigung erhalten, wenn ſie 
das Entſchädigungsangebot der Reichsregierung annehmen. Wegen 
der Höhe der Zuſatzentſchädigung Hinweis auf die Zweite Be⸗ 
kanntmachung über einen Härteausgleich für natürliche Perſonen 
bei Umſtellung ehemals öſterreichiſcher Schuldverſchreibungen in 
Nummer 94 des Deutſchen Reichsanzeigers 1940. 


Anderung der Satzung der Nationalbank für Böhmen und 
Mähren. Die Satzung der Nationalbank für Böhmen und Mähren 
in Prag iſt durch Verordnung der Protektoratsregierung vom 
25. April 1940 geändert worden. Die Nationalbank wird durch 
dieſe Satzungsänderung u. a. berechtigt, kurzfriſtige Kredite an 
das Reich und das Protektorat durch Ankauf von Schatzwechſeln 
und Schatzanweiſungen zu gewähren. 


Amtliche Notierung der Reichsſchatzanweiſungen 1940. Die 
Schatzanweiſungen des Deutſchen Reichs von 1940 zu 4 vom 
Hundert ſind an der Börſe eingeführt worden. Es iſt zunächſt 
die Folge I der Reichsſchatzanweiſungen eingeführt worden. Die 
Folge wird am 1. März 1945 fällig. Der Einführungskurs beträgt 
99 ½ vom Hundert. 


Finanzierung von Rußlandlieferungen. Ein Bankenkon⸗ 
ſortium unter Führung der Deutſchen Bank und der Dresdner 
Bauk ſtellten der deutſchen Wirtſchaft für Rußlandlieferungen 
einen Kredit bon 150 Millionen Reichsmark zur Vers 
fügung. Die Koſten der einzelnen Kredite, die auf Grund von 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Wechſeln in Anſpruch genommen werden, betragen 4% bo m 
Hundert. Die Abwicklung der Kredite erfolgt über die In⸗ 
duſtriefinanzierungs⸗Ac Oſt (If ago). 


Umwandlung von Genoſſenſchaften im Reichsgau Sudeten⸗ 
land. Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftung, die 
ihren Sitz im Reichsgau Sudetenland haben, können durch Abs 
änderung des Genoſſenſchaftsvertrags in Genoſſenſchaften mit 
beſchränkter Haftung umgewandelt werden. Der Beſchluß 
muß dreimal öffentlich bekanntgemacht werden. Die Beſchränkung 
der Haftung gilt nicht gegenüber Gläubigern, die der Um⸗ 
wandlung binnen ſechs Monaten ſeit der letzten Bekannt⸗ 
machung widerſprochen haben. Hinweis auf die Verordnung 
vom 26. April 1940, RGBl. I S. 684. 


Gemeindekreditrecht in den eingegliederten Oſtgebieten. Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände in den eingegliederten Oſtgebieten 
bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde zu den folgenden 
Kreditgeſchäften: 1. zur Aufnahme neuer Darlehn, 2. zur Über⸗ 
nahme von Bürgſchaften und von Verpflichtungen aus Gewähr⸗ 
verträgen, 3. zur Veſtellung anderer Sicherheiten. Die Genehmi⸗ 
gung darf nur nach vorheriger Zuſtimmung des Reichsminiſters 

s Innern erteilt werden. Hinweis auf die Verordnung über 
die Einführung von Vorſchriften des Gemeindekreditrechts in den 
eingegliederten Oſtgebieten vom 22. April 1940, RG Bl I S. 678. 


Einführung des Spielbankrechts in der Oſtmark und im 
Reichsgau Sudetenland. Das Geſetz über die Zulaſſung öffent⸗ 
licher Spielbanken vom 14. Juli 1933, RGBl 1 S. 480, und die 
Verordnung über öffentliche Spielbanken vom 27. Juli 1938, 
RGBl I S. 955, gelten auch in der Oſtmark und im Reichsgau 
Sudetenland. Die Spielbank in Baden bei Wien bleibt unter 
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs zugelaſſen. Hinweis auf die 
Verordnung vom 18. April 1940, RGBl I S. 668. 


Vierjahresplan 


Einſatz von Baracken. Der Generalbevollmächtigte für die 
Regelung der Bauwirtſchaft hat angeordnet, daß freie und frei⸗ 
werdende Baracken, die nicht für kriegswichtige Aufgaben ein⸗ 
geſetzt ſind, nur mit ſeiner Zuſtimmung wieder eingeſetzt werden 
dürfen. Die Anordnung iſt im Reichsanzeiger Nr 100 vom 
29. April 1940 veröffentlicht. 


Beſchlagnahme von Behältern und Gebinden für Mineralöle. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat die Reichsſtelle für Mineralöl 
ermächtigt, Behälter (Tanks) und Gebinde (Fäſſer und Kannen). 
die zur Einlagerung oder zum Transport von Mineralöl beſtimmt 
ſind, zu beſchlagnahmen. Die Anordnung iſt im Reichsanzeiger 
Nr 106 vom 8. Mai 1940 beröffentlicht. 


Beſchränkungen bei der Herſtellung von Goldwaren. Die 
Reichsſtelle für Edelmetalle hat eine Anordnung über Veſchrän⸗ 
kungen bei der Verwendung von Gold für Ringe, Ketten, Porzel⸗ 
lanwaren, Sehhilfen und Goldfedern erlaſſen. Die Anordnung iſt 
im Reichsanzeiger Nr 106 vom 8. Mai 1940 veröffentlicht, 


Regelung des Schrottverbrauchs. Der Reichsbeauftragte für 
Eiſen und Stahl hat angeordnet, daß Unternehmungen, die in 
ihren Betrieben Eiſenſchrott oder Stahlſchrott oder Gußbruch ber» 
brauchen, dürfen dieſe Stoffe nur in Höhe der von der Reichsſtelle 
feſtgeſetzten Schrottverbrauchsquote berwenden. Für die Verwen⸗ 
dung von Roheiſen zur Herſtellung von Grauguß, Temperguß 
oder Stahlguß iſt dieſelbe Regelung getroffen worden. Siehe 
Reichsanzeiger Nr 105 vom 7. Mai 1940. 


Herſtellung von Schuhwerk. Die Reichsſtelle für Lederwirt⸗ 
ſchaft hat eine Anordnung für die Herſtellung von Schuhwerk er⸗ 
laſſen. Die Herſtellung von Schuhwerk und das Zuſchneiden oder 
Ausſtanzen von Material zu Schuhteilen iſt nur mit Genehmi⸗ 
gung zuläſſig, wenn dafür Leder, Kautſchuk oder Austauſchſtoffe 
für Leder verwendet werden. Die Herſtellung von Luxusſchuhen 
und beſtimmten Arten von Hausſchuhen iſt unterſagt. Schuhwerk 
muß mit der Nummer verſehen werden, unter der dem Heriteller 
die Genehmigung zur Erzeugung des Schuhwerks erteilt wurde. 
Dadurch kann jederzeit die Güte des in den Handel gebrachten 
Schuhwerks nachgeprüft werden. Die Anordnung iſt im Reichs⸗ 
anzeiger Nr 104 vom 6. Mai 1940 veröffentlicht. 


Vereinheitlichung von Mähmaſchinen. Der Bevollmächtigte 
für die Maſchinenproduktion hat die Erzeugung von Mähmaſchi⸗ 
nen auf insgeſamt neun verſchiedene Typen beſchränkt. Die An⸗ 
ordnung iſt im Reichsanzeiger Nr 103 vom 4. Mai 1940 ver⸗ 
öfſentlicht. 


